Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/3091 


27 . 07 . 92 


Unterrichtung 

durch die Delegation der Bundesrepublik Deutschland 


über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung der KSZE 
vom 3. bis 5. Juli 1992 in Budapest 


I. Entstehungsgeschichte 

Die am 21. November 1990 von den Staats- und 
Regierungschefs der KSZE -Teilnehmerstaaten Unter- 
zeichnete „Charta von Paris für ein neues Europa" 
bildete den Ausgangspunkt für die Schaffung der 
Parlamentarischen Versammlung der KSZE. In der 
„Charta von Paris für ein neues Europa" ist zur 
parlamentarischen Dimension der KSZE folgendes 
festgelegt: 

„In Anerkennung der wichtigen Rolle, die Parlamen- 
tarier im KSZE-Prozeß spielen können, sprechen wir 
uns für eine stärkere Einbeziehung der Parlamentsar- 
beit in die KSZE aus, insbesondere durch die Schaf- 
fung einer Parlamentarischen Versammlung der KSZE 
unter Beteiligung von Parlamentsmitgliedern aus 
allen Teilnehmerstaaten. Zu diesem Zweck befürwor- 
ten wir nachdrücklich, daß Kontakte auf Parlaments- 
ebene fortgesetzt werden, um Tätigkeitsbereich, 
Arbeitsmethoden und Verfahrensregeln einer derarti- 
gen parlamentarischen Struktur der KSZE unter Nut- 
zung vorhandener Erfahrungen und bereits geleiste- 
ter Arbeiten in diesem Bereich zu erörtern.“ 

Auf Initiative der Präsidenten des spanischen Abge- 
ordnetenhauses und des spanischen Senats fand vom 
1. bis 3, April 1991 in Madrid eine Konferenz von 
Parlamentariern der KSZE -Teilnehmerstaaten statt. 
Der deutschen Delegation unter Leitung der Bundes- 
tagspräsidentin gehörten die Abg. Klaus Francke 
(Hamburg), Dr. Werner Hoyer und Karsten D. Voigt 
(Frankfurt) sowie die Bundesratsmitglieder Minister 
Gerhard Glogowski, Staatsminister Dr. Thomas Gop- 
pel und Senator Volker Kröning an. Ziel der Konferenz 
war es, ausgehend von der „Charta von Paris für ein 
neues Europa" die Grundlagen für eine Parlamenta- 
rische Versammlung der KSZE zu schaffen. Das 
Ergebnis der Madrider Konferenz ist in der einstimmig 


angenommenen Entschließung zur Schaffung einer 
Parlamentarischen Versammlung der KSZE festge- 
halten (Anlage 1). Mit der Madrider Entschließung 
wurde eine eigenständige Parlamentarische Ver- 
sanunlung ins Leben gerufen, deren erste Sitzung für 
Jufi 1992 in Budapest vorgesehen war. Die Parlamen- 
tarische Versammlung hat die Aufgabe 

— die Verwirklichung der Ziele der KSZE zu bewer- 
ten, 

— die Themen zu erörtern, die auf den Tagungen des 
Rates der Außenminister und auf den alle zwei 
Jahre stattfindenden Gipfeltreffen der Staats- und 
Regierungschefs behandelt werden, 

— Maßnahmen einzuleiten und zu fördern, die der 
Zusammenarbeit und Sicherheit in Europa die- 
nen. 

In der Madrider Entschließung wird die Gesamtzahl 
der Sitze in der Versammlung auf 245 festgelegt. Nach 
der Sitzverteüung stehen der deutschen Delegation 
13 Sitze zu. Für die Zeit bis zur ersten Sitzung der 
Versammlung wird ein Delegationsleiterausschuß 
eingerichtet, in den jede Delegation je einen Vertreter 
entsendet. Der Delegationsleiterausschuß faßt im 
Konsenswege alle Beschlüsse über die Arbeit, die 
Organisation und die Verfahrensregeln der Versamm- 
lung. 

Anläßlich des ersten Treffens des Rates der Außenmi- 
nister der KSZE-Teilnehmerstaaten am 19. und 
20. Juni 1991 in Berlin begrüßten die Minister die 
Schaffung der Parlamentarischen Versammlung der 
KSZE. Anhang IV der Zusammenfassung der Schluß- 
folgerungen lautet wie folgt: 

„Der Rat begrüßt den erfolgreichen Abschluß des 
Treffens der Parlamentarier aus den KSZE-Teilneh- 
merstaaten in Madrid vom 2. und 3. April 1991. Die 
Minister nehmen mit Befriedigung zur Kenntnis, daß 
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über die Annahme der „ Schluß resolution über die 
Schaffung einer Parlamentarischen Versammlung der 
KSZE' Konsens erzielt wurde. Der Rat ist der Ansicht, 
daß diese Resolution einen wichtigen Schritt in Rich- 
tung auf die Entwicklung der , Charta von Paris für ein 
neues Europa' im Hinblick auf eine stärkere Einbezie- 
hung der Parlamentsarbeit in die KSZE darstellt. In 
Bekräftigung ihrer Verpflichtung, die Demokratie als 
die einzige Regierungsform in ihren Ländern zu 
stärken, sehen die Minister erwartungsvoll der Dar- 
stellung aller Ansichten der Parlamentarischen Ver- 
sammlung der KSZE über Sicherheit und Zusammen- 
arbeit in Europa und über die zukünftige Entwicklung 
der KSZE entgegen. " 

Im Prager Dokument über die weitere Entwicklung 
der KSZE-Institutionen imd -Strukturen, das anläßlich 
des zweiten Treffens des Rates der Außenminister der 
KSZE-Teilnehmerstaaten am 30. und 31. Januar 1992 
in Prag verabschiedet wurde, nehmen die Außenmi- 
nister zur Zusammenarbeit zwischen KSZE-Exekutive 
imd Parlamentarischer Versammlimg wie folgt Stel- 
lung: 

„ Im Interesse der Förderung eines aktiven Dialogs mit 
der Parlamentarischen Versammlung der KSZE wird 
der amtierende Vorsitzende des Rates mit dem Vorsit- 
zenden des Ausschusses der Delegationsleiter der 
Versammlung Kontakt halten, um ein mögliches Inter- 
esse an der Anwesenheit des Vorsitzenden des Rates 
beim Budapester Treffen der Versammlung im Juli 
1992 zu erkunden. Der Vorsitzende des Rates wird 
bereit sein, sich zur Berichterstattung über die Arbeit 
der KSZE zur Verfügung zu halten, diesbezügliche 
Fragen von Parlamentariern zu beantworten und die 
Ansichten der Parlamentarier festzuhalten, um sie 
anschließend an den Rat weiterzuleiten. " 


II. Vorbereitung der Tagung 

Zur Vorbereitimg der ersten Tagung der Parlamenta- 
rischen Versammlung der KSZE fanden am 13. Januar 
imd 22. Mai 1992 Sitzungen des Delegationsleiteraus- 
schusses in Madrid bzw. Budapest statt. Die Bundes- 
tagspräsidentin nahm an beiden Sitzungen in ihrer 
Eigenschaft als Leiterin der deutschen Delegation teil; 
am 22. Mai 1992 wurde sie zeitweise von Abg. Leni 
Fischer (Unna) vertreten. Darüber hinaus traf sich die 
vom Delegationsleiterausschuß eingesetzte Arbeits- 
gruppe zu einer Sitzung am 24. April 1992 in London. 
An dieser Sitzung nahm Abg. Dr, Werner Hoyer in 
Vertretung der Bundestagspräsidentin teil. Eine wei- 
tere Sitzung des Delegationsleiterausschusses, in der 
die Bimdestagspräsidentin von Abg. Willy Wimmer 
(Neuss) vertreten wurde, fand vor Begirm der ersten 
Tagimg der Parlamentarischen Versammlung am 
2. Juli 1992 in Budapest statt. Alle Sitzimgen wurden 
vom Präsidenten des spanischen Abgeordnetenhau- 
ses, Felix Pons Irazazäbal, geleitet. 

Am 13. Januar 1992 legte der Delegationsleiteraus- 
schuß in Ergänzung zur Madrider Entschließimg fest, 
daß die Mitgliedsbeiträge zur Finanzierung der Ver- 
sammlung nach dem KSZE-Kostenschlüssel der 
„Charta von Paris für ein neues Europa" in der jeweils 
aktuellen Fassimg erhoben werden. Darüber hinaus 


einigten sich die Delegationsleiter auf Prag als Sitz des 
kleinen ständigen Sekretariats, das mit einem 
Direktor imd zwei stellvertretenden Direktoren 
besetzt werden soll. 

Anläßlich der Sitzung der Arbeitsgruppe des Delega- 
tionsleiterausschusses, in der Spanien, Portugal, 
Österreich, Dänemark, Großbritannien, Deutschland, 
Ungarn, Kanada und die Russische Föderation vertre- 
ten waren, wurde der von der britischen Delegation 
vorgelegte Geschäftsordnungsentwurf für die KSZE- 
Parlamentarierversammlimg beraten. Zur Vorberei- 
tung der inhaltlichen Arbeit bestimmte die Arbeits- 
gruppe die Vorsitzenden und Berichterstatter der drei 
von der Versammlung einzusetzenden Ausschüsse 
wie folgt: Ausschuß für Sicherheit (Vorsitz: Großbri- 
tannien; Berichterstatter: Russische Föderation), Aus- 
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit (Vorsitz: 
Portugal; Berichterstatter: Deutschland) und Aus- 
schuß für die menschliche Dimension (Vorsitz: 
Kanada; Berichterstatter: Österreich). Es wurde 
außerdem vereinbart, die von der Nordatlantischen 
Versammlung und der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates zugesagte Unterstützung bei der 
Erstellung der Ausschußberichte anzunehmen. 

In ihrer Sitzung am 22. Mai 1992 in Budapest einigten 
sich die Delegationsleiter auf eine neue Sitzverteilung 
für die seit der Madrider Entschließung von 34 auf 52 
angewachsene Zahl der KSZE-Teilnehmerstaaten 
(Anlage 2). Danach wurde die Gesamtzahl der Sitze 
auf 308 erhöht, die Sitzanzahl der deutschen Delega- 
tion blieb unverändert bei 13. Des weiteren legten die 
Delegationsleiter den Ablauf der ersten Sitzung der 
Parlamentarischen Versammlung der KSZE vom 3. bis 
5. Juli 1992 in Budapest fest. Eine Einigung über die 
Annahme des britischen Geschäftsordnungsentwurfs 
für die KSZE -Versammlung wurde nicht erzielt. Der 
Delegationsleiterausschuß befaßte sich darüber hin- 
aus mit der Frage des Beobachterstatus für die Parla- 
mentarische Versammlung des Europarates, die 
Nordatlantische Versammlung, die Versammlung der 
Westeuropäischen Union und das Europäische Parla- 
ment. In diesem Zusammenhang wurde auch die 
mögliche Vollmitghedschaft des Europäischen Parla- 
ments in der KSZE -Parlamentarierversammlung an- 
gesprochen. 

In seiner Sitzung am 2. Juli 1992 nahm der Delega- 
tionsleiterausschuß die ergänzte Fassung des briti- 
schen Geschäftsordnungsentwurfs als vorläufige Ver- 
fahrensgrundlage für die erste Sitzung der Versamm- 
lung an. Die Delegationsleiter vereinbarten, die vor- 
läufige Geschäftsordnung im Lichte der Erfahrungen 
der ersten Sitzung der KSZE-Versammlung bei näch- 
ster Gelegenheit zu überarbeiten. Darüber hinaus 
stimmten die Delegationsleiter dem von den ungari- 
schen Gastgebern vorgelegten Haushalt für die erste 
Tagung der Versammlung in Budapest zu. Der Dele- 
gationsleiterausschuß befaßte sich außerdem mit dem 
Status von Jugoslawien in der KSZE -Parlamentarier- 
versammlung. Die Delegationsleiter kamen überein, 
die Entscheidung über den Status von Jugoslawien 
sowie seine mögliche Suspendierung von den Arbei- 
ten der KSZE-Parlamentarierversammlung vom wei- 
teren Vorgehen der KSZE-Exekutive in dieser Frage 
abhängig zu machen. Als Tagungsorte für die nächste 
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Sitzung der KSZE-Parlamentarierversammlung wur- 
den im Delegationsleiterausschuß Athen und Buka- 
rest vorgeschlagen. Eine Einigung über den nächsten 
Tagungsort konnte von den Delegationsleitern nicht 
erzielt werden. Nach der Rücknahme der Kandidatur 
für den Sitz des Sekretariats in Prag wurde Kopenha- 
gen als neuer Sitz vorgeschlagen. Die endgültige 
Entscheidung über den Sitz des Sekretariats sowie 
dessen Besetzung soll in der nächsten Sitzimg des 
Delegationsleiterausschusses getroffen werden. 


III. Teilnehmer 


Der Deutsche Bundestag entsandte folgende Delega- 
tion zur ersten Sitzung der Parlamentarischen Ver- 
sammlimg der KSZE in Budapest: 

Bundestagspräsidentin Prof. Dr. Rita Süssmuth, Leite- 
rin der Delegation 
Abg. Hans-Dirk Bierling, CDU/CSU 
Abg. Klaus Francke (Hamburg), CDU/CSU 
Abg. Katrin Fuchs (Verl), SPD 
Abg. Dieter Heistermann, SPD 
Abg. Dr. Heinrich Kolb, F.D.P. 

Abg. Walter Kolbow, SPD 

Abg. Kiut Rossmanith, CDU/CSU 

Abg. Willy Wimmer (Neuss), CDU/CSU 

In seiner Sitzung vom 25. Juni 1992 kam der Ältesten- 
rat überein, dem Wimsch des Bundesrates, an der 
ersten Sitzung der KSZE-Parlamentarierversamm- 
limg in Budapest mit einigen Mitgliedern teilnehmen 
zu können, ausnahmsweise — ohne daß daraus wei- 
tere Ansprüche abgeleitet werden können — Rech- 
mmg zu tragen. 

Bei den Mitgliedern des Bundesrates handelte es sich 
um: 

Minister Dr. Hans Otto Bräutigam, Brandenburg 
Minister Hans-Jürgen Kaesler, Sachsen-Anhalt 
Staatssekretär Gustav Wabro, Baden-Württemberg 
Senator Peter Zumkley, Hamburg 

Senator Peter Zumkley wurde im Laufe der Tagimg 
durch Staatsminister Florian Gerster, Rheinland-Pfalz, 
abgelöst. 

An der Konferenz nahmen Parlamentarier aus mehr 
als 45 KSZE-Teilnehmerstaaten teil. Parlamentarier 
aus Bosnien-Herzegowina, der CSFR, Georgien, San 
Marino, Turkmenistan und Usbekistan waren bei der 
ersten Sitzimg der Parlamentarischen Versammlimg 
der KSZE in Budapest nicht vertreten. 

Vertreter der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates, der Nordatlantischen Versammlung und 
der Versammlung der Westeuropäischen Union nah- 
men als Beobachter an der Budapester Tagung der 
KSZE -Versammlung teil. 


IV. Ablauf der Tagung 
Eröffnungssitzung 

Die Eröffnungssitzung fand am 3. Juli 1992 im Plenar- 
saal des Parlaments der ungarischen Republik in 
Budapest statt. In der Eröffnungssitzung sprachen der 
Präsident des ungarischen Parlaments, György Sza- 
bad, der imgarische Premierminister, Jözsef Antall, 
der Präsident des spanischen Abgeordnetenhauses, 
Felix Pons Irazazäbal, der Präsident der Parlamenta- 
rischen Versammlung des Europarates, Miguel Angel 
Martinez, der Vizepräsident der Nordatlantischen 
Versammlung, Jose Lello, und der Präsident der 
Versammlung der Westeuropäischen Union, Prof. 
Dr. Hartmut Soell. 

Wegen des kurz vor Beginn der Tagung erfolgten 
Rücktritts des Außenministers der CSFR, Jiri Dienst- 
bier, mußte dessen Vortrag als amtierender Vorsitzen- 
der des KSZE-Ministerrates entfallen. Der Präsident 
des Europäischen Parlaments, Dr. EgonKlepsch, hatte 
seine Teilnahme an der Eröffmmgssitzung wegen der 
imgeklärten Frage der Vollmitgliedschaft des Euro- 
päischen Parlaments in der KSZE-Versammlung 
abgesagt. 

In seiner Eröffnimgsansprache skizzierte der ungari- 
sche Parlamentspräsident György Szabad kurz die 
Entwicklung des KSZE-Prozesses seit der Unterzeich- 
nung der Schlußakte von Helsinki im Jahre 1975. Seit 
der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Helsinki seien tiefgreifende politische Veränderun- 
gen in Europa festzustellen. Der Ost- West-Gegensatz 
sei überwunden und in den meisten der KSZE- 
Teilnehmerstaaten in Mittel- und Osteuropa hätten 
sich Demokratie, Pluralismus und Parlamentarismus 
durchgesetzt. Sein Land, die Republik Ungarn, habe 
beim Aufbau der parlamentarischen Demokratie imd 
dem Übergang zu marktwirtschaftlichen Strukturen 
eine Vorreiterrolle in Mittel- und Osteuropa gespielt. 
Aufgabe der KSZE sei es, den in weiten Teilen Mittel- 
und Osteuropas begonnenen Prozeß hin zu Demokra- 
tie imd Marktwirtschaft wirkungsvoll zu unterstüt- 
zen. 

In seiner anschließenden Rede wertete der ungarische 
Premierminister, Jözsef Antall, die Tatsache, daß 
Budapest Tagungsort der ersten Sitzung der Ver- 
sammlung sei, als Anerkennung für die Anstrengun- 
gen Ungarns beim Aufbau von Demokratie imd 
Marktwirtschaft. Mit Blick auf die Entwicklung des 
KSZE-Prozesses stellte er fest, daß die „Charta von 
Paris für ein neues Europa" der Höhepunkt eines 
langen Prozesses gewesen sei. Der KSZE-Prozeß 
unterscheide sich wesentlich von früheren Ordnungs- 
versuchen, da er von einigen Ausnahmen abgesehen 
zu einer friedlichen Neuordnung Europas geführt 
habe. Das politisch und wirtschaftlich stabile Ungarn 
könne als Modell für die gesamte Region dienen. 
Angesichts der bestehenden Krisen und Sparmungen 
in Teilen Osteuropas sei es wichtig, im Rahmen der 
KSZE Konfliktverhütungsmechanismen zu entwik- 
keln. Das Beispiel Jugoslawien zeige, wie notwendig 
vorausschauende und krisenverhütende Außenpoli- 
tik, die mit rechtzeitigem Handeln einhergehe, sei. 
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Im Anschluß daran berichtete der Präsident des spa- 
nischen Abgeordnetenhauses, Felix Pons Irazazäbal, 
über die Ajrbeiten zur Vorbereitung der ersten Sitzung 
der Parlamentarischen Versammlung der KSZE. Er 
ging ausführlich auf die Ergebnisse der Konferenz von 
Madrid am 2. und 3. April 1991 sowie die nachfolgen- 
den Sitzungen des Delegationsleiterausschusses und 
seiner Arbeitsgruppe ein. Die Vorarbeiten im Delega- 
tionsleiterausschuß seien nicht immer einfach gewe- 
sen, aber letztendlich sei es immer möglich gewesen, 
in allen wichtigen Fragen Konsens zu erzielen. Durch 
die Schaf fimg der KSZE- Versammlung habe der 
KSZE-Prozeß ein eigenständiges und unabhängiges 
interparlamentarisches Gremium erhalten, das sich 
von anderen europäischen und transatlantischen 
Organisationen unterscheide. Dennoch sei es wichtig, 
daß die KSZE-Versammlung mit bestehenden inter- 
parlamentarischen Gremien wie der Nordatlantischen 
Versammlung, der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates und der Versammlung der Westeuro- 
päischen Union zusammenarbeite. Die Parlamentari- 
sche Versammlung der KSZE müsse ziim politischen 
Garanten der Verpflichtungen werden, die die KSZE- 
Teilnehmerstaaten in der „Charta von Paris für ein 
neues Europa" übernommen hätten. 

Der Präsident der Parlamentarischen Versammlimg 
des Europarates, Miguel Angel Martinez, hob hervor, 
daß die KSZE ein wirksames Instrument zur Förde- 
rung der Demokratie und der Menschenrechte gewe- 
sen sei und zugleich dazu beigetragen habe, den 
transatlantischen Dialog weiter zu stärken. Er sprach 
sich dafür aus, den erfolgreich verlaufenen KSZE- 
Prozeß auch als Modell für andere Regionen zu 
nutzen. In den Mittelmeeranrainerstaaten hätten Par- 
lamentarier bereits die ersten Schritte imtemommen, 
um eine Konferenz über Sicherheit und Zusammenar- 
beit im Mittelmeerraum (KSZM) ins Leben zu rufen. 
Zugleich müsse die Rolle der KSZE im gegenwärtigen 
internationalen Kontext neu definiert werden, um sie 
zu einem Instrument der Konfliktverhütimg auszu- 
bauen. Im Rahmen des Prozesses der europäischen 
Einigung ergänzten sich die KSZE und die übrigen 
europäischen Institutionen wie WEU, Europarat und 
Europäische Gemeinschaft. Der Europarat und seine 
Parlamentarische Versammlung seien deshalb ge- 
willt, mit den anderen parlamentarischen Gremien, 
aber insbesondere der Versammlung der KSZE, 
zusammenzuarbeiten, um den Aufbau der Demokra- 
tie und die Achtung der Menschenrechte in einem 
vereinten Europa weiter zu fördern. 

Der Vizepräsident der Nordatlantischen Versamm- 
lung, Jose Lello, hob hervor, daß Budapest als Haupt- 
stadt eines Landes, das beim Übergang zur Demokra- 
tie eine Vorreiterrolle gespielt habe, der geeignete 
Tagungsort für die erste Sitzung der KSZE-Versamm- 
lung sei. Die Nordatlantische Versammlung begrüße 
es, zusammen mit dem Europarat aktiv in der Parla- 
mentarischen Versammlung der KSZE mitarb eiten zu 
können. Eine solche Zusammenarbeit diene der wirk- 
samen Nutzung der bestehenden institutioneilen Res- 
sourcen und trage dazu bei, unnötige Doppelarbeit zu 
vermeiden. Die Nordatlantische Versammlung, die 
das interparlamentarische Forum für transatlanti- 
schen Dialog und Zusammenarbeit sei, habe frühzei- 
tig Beziehungen zu den neuen Demokratien in Mittel- 


und Osteuropa geknüpft. Seither beteiligten sich 
Parlamentarier der elf assoziierten osteuropäischen 
Delegationen aktiv an der Arbeit der NAV. Der 
KSZE-Prozeß habe gezeigt, daß die Demokratie der 
Grundstein für Stabilität und Sicherheit in Europa sei. 
Ein wesentliches Element der Demokratie sei die 
Kontrolle der Regierung durch das Parlament. Des- 
halb sei es wichtig, daß es mit der Versammlung ein 
solches Instrument zur Kontrolle der KSZE-Exekutive 
gebe. 

Der Präsident der Versammlung der Westeuropäi- 
schen Union, Prof. Dr. Hartmut Soell, imterstrich, daß 
die erste Sitzung der Parlamentarischen Versamm- 
lung der KSZE eine weitere wichtige Etappe bei der 
schwierigen Neugestaltung einer internationalen 
Ordnung sei. Anschließend ging er auf die Überlegim- 
gen ein, die die Versammlung der WEU als parlamen- 
tarische Dimension der sich bildenden westeuropäi- 
schen Sicherheitsidentität in diesem Zusammenhang 
anstelle. Sicherheit müsse unter den neuen Bedingun- 
gen immer stärker als kollektive Sicherheit verstan- 
den werden. Ohne Achtung der Menschen- und 
Bürgerrechte, ohne wirtschaftliche und soziale Stabi- 
lität gebe es langfristig keine Sicherheit in Europa. 
Der neue und umfassende Charakter der Sicherheit 
verlange nach Komplementarität imd enger Koopera- 
tion aller Institutionen, die mit Sicherheitspolitik 
betraut seien. Es sei wichtig, daß diese Institutionen 
frühzeitig auf Krisen und Konflikte reagierten und 
rechtzeitig geeignete politische, diplomatische und 
wirtschafüiche Maßnahmen ergriffen. 


Ausschußsitzungen 

Im Anschluß an die Eröffnungssitzung konstituierten 
sich die drei Ausschüsse der Versammlimg, die den 
drei Körben der Schlußakte von Helsinki zugeordnet 
sind. Es handelt sich um den Ausschuß für Sicherheit, 
den Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
sowie den Ausschuß für die menschliche Dimension. 
Die Parlamentarier der Versammlung hatten die Mög- 
lichkeit, jeweils in einem der genannten Ausschüsse 
mitzuarbeiten. 


Ausschuß für Sicherheit 

Der Ausschuß für Sicherheit tagte am 3. und 4. Juli 
1992 unter Vorsitz des britischen Abg. Michael Jop- 
ling. Zur stellvertretenden Vorsitzenden wählten die 
Ausschußmitglieder die estnische Abg. Marju Lauri- 
stin. 

Als Grundlage für die Beratungen im Ausschuß diente 
der Bericht des russischen Abg. Nikolai Ryabov. Der 
Berichterstatter ging auf die Institutionen ein, die sich 
mit der Behandlung von Sicherheitsproblemen in 
Europa befassen, und widmete sich in diesem Zusam- 
menhang insbesondere der KSZE, der NATO und der 
europäischen Sicherheits- und Verteidigungsidenti- 
tät. Darüber hinaus befaßte sich der Berichterstatter 
mit dem Abrüstungs- und Rüstungskontrollprozeß im 
Kontext des neuen Sicherheitsumfeldes in Europa. Er 
ging dabei auf die RüstungskontroUbemühungen bei 
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konventionellen Streitkräften und nuklearen Waffen 
sowie die Weitergabe von Kernwaffen ein und behan- 
delte außerdem den Abbau und die Umstrukturierung 
der Streitkräfte. Im Anschluß an seinen Bericht legte 
er den Ausschußmitgliedem den Entwurf einer Erklä- 
rung zum Thema „Die KSZE und die europäische 
Sicherheit" zur Beratung vor. 

Auf Einladung des Ausschußvorsitz enden sprach 
anschließend der stellvertretende NATO-Generalse- 
kretär für politische Angelegenheiten, Botschafter 
Gebhardt von Moltke, zur Rolle von NATO und KSZE 
im Rahmen der neuen europäischen Architektur. 
NATO und KSZE hätten ein gemeinsames Ziel, näm- 
lich die Schaffung eines freien und demokratischen 
Europa. Die NATO habe sich in den letzten zwei 
Jahren grundlegend verändert und sich an die neuen 
Herausforderungen angepaßt. In diesem Zusammen- 
hang wies er auf die Schaffung des Nordatlantischen 
Kooperationsrates hin, in dem mittlerweile 21 Staaten 
Mittel- und Osteuropas vertreten seien. Die Zusam- 
menarbeit, die die Allianz mit den mittel- und osteu- 
ropäischen Ländern im Rahmen des Nordatlantischen 
Kooperationsrates institutionalisiert habe, stärke auch 
die KSZE. Im übrigen bestehe grundsätzlich Konsens 
darüber, daß die Fähigkeiten der KSZE, Konflikte zu 
verhüten und Krisen zu lösen, verbessert und zugleich 
wirkungsvoller gestaltet werden müßten. Konfliktver- 
hütung sei der Schlüssel zu einer friedlichen Entwick- 
lung in Europa. Die Allianz sei bereit, von FaU zu Fall 
und in Übereinstimmung mit den eigenen Verfahrens- 
bestimmungen einen Beitrag zu friedenssichernden 
Operationen unter der Verantwortung der KSZE zu 
leisten. 

In der anschließenden Diskussion wurde die Frage der 
Beziehungen zwischen KSZE, NATO und WEU noch- 
mals vertieft. Botschafter von Moltke wies in diesem 
Zusammenhang auf das Prinzip der Komplementarität 
der verschiedenen europäischen und transatlanti- 
schen Institutionen hin. Die NATO sei deshalb bereit, 
an friedenserhaltenden Maßnahmen mitzuwirken, 
wenn sie von der KSZE dazu auf gef ordert werde. Die 
deutsche Abg. Katrin Fuchs stellte zu den friedenser- 
haltenden Operationen die Frage, ob bei einer Betei- 
ligung von NATO-Truppen das Oberkommando bei 
der KSZE liegen werde. Botschafter von Moltke ent- 
gegnete, daß die politische Verantwortung für derar- 
tige Operationen bei der KSZE liege, die hinsichtlich 
des Zieles deutliche Vorgaben machen müsse. Die 
Frage des Oberkommandos werde vom jeweiligen 
Einzelfall abhängen. 

Anschließend befaßten sich die Ausschußmitglieder 
mit dem Bericht des russischen Abg. Nikolai Ryabov 
sowie der von ihm vorgelegten Erklärung zum Thema 
„Die KSZE und die europäische Sicherheit" und mit 
dem vom Ausschußvorsitzenden eüigebrachten Ent- 
schließungsentwurf zum Thema Jugoslawien. Im Mit- 
telpunkt der Diskussion standen die Bewertung der 
Rolle der KSZE im europäischen Sicherheitssystem 
sowie die Beziehungen zwischen NATO, WEU und 
KSZE. Die Ausschußmitglieder sprachen sich in die- 
sem Zusammenhang für eine wirkungsvolle Zusam- 
menarbeit der KSZE und ihrer Parlamentarischen 
Versammlung mit den bestehenden Institutionen aus, 
um durch ein abgestimmtes gemeinsames Vorgehen 


Doppelarbeit zu vermeiden. Ein weiterer Schwer- 
punkt war das Thema Friedenssicherung und Kon- 
fliktverhütung im Rahmen der KSZE. Zahlreiche Aus- 
schußmitglieder sprachen sich dafür aus, die KSZE zu 
einer regionalen Organisation im Sinne von Kapi- 
tel VIII der Charta der Vereinten Nationen umzuge- 
stalten. Die Ausschußmitglieder weiren sich darin 
einig, daß die KSZE zum Garanten des Friedens in 
Europa entwickelt werden müsse. Deshalb sei es 
wichtig, im KSZE-Rahmen geeignete Mechanismen 
zur Konfliktverhütung und Friedenssicherung zu 
schaffen. 

Die deutsche Abg. Katrin Fuchs wies darauf hin, daß 
trotz aller Fortschritte im Rahmen der KSZE und der 
Abrüstungsverhandlungen weitere Waffen- und 
Truppenreduzierungen unerläßlich seien. In diesem 
Zusammenhang müsse auch der qualitative Aspekt 
der Waffen behandelt werden. Darüber hinaus sei es 
wichtig, regionale Stabilitätsregime zu schaffen, um 
im Vorfeld der Entstehung von Konflikten Möglich- 
keiten der regionalen Verständigung anzubieten. 
Angesichts der Bedeutung, die der Früherkennung 
von Konflikten zukomme, müsse deshalb der Konflikt- 
verhütungsmechanismus der KSZE stärker ausgebaut 
werden. Abschließend vertrat sie die Ansicht, daß 
zukünftig alle Verteidigungs Organisationen wie die 
NATO und die WEU in der KSZE aufgehen sollten. 

Im Anschluß an die Diskussion, in der auch einige 
Ausschußmitglieder kurz auf die Situation im ehema- 
ligen Jugoslawien einge gangen waren, erhielten die 
Vertreter Jugoslawiens, Sloweniens und Kroatiens die 
Möglichkeit, zu dem vom Ausschußvorsitzenden vor- 
gelegten Resolutionsentwurf zum Thema Jugosla- 
wien Stellung zu nehmen. Der Vertreter Jugoslawiens 
führte aus, daß es sich bei dem Austritt Sloweniens, 
Kroatiens, Bosnien- Herzegowinas und Mazedoniens 
um eine einseitige Abspaltung handele, der keine 
vertragliche Vereinbarung zugnmdeliege. Er forderte 
deshalb die KSZE -Teilnehmerstaaten auf, die aus 
Serbien und Montenegro bestehende Bundesrepublik 
Jugoslawien als Rechtsnachfolger des jugoslawischen 
Staates anzuerkennen. Die Vertreter Sloweniens imd 
Kroatiens lehnten die Forderung nach Anerkennung 
Serbiens und Montenegros als Rechtsnachfolger des 
jugoslawischen Staates ab, da die beiden verbleiben- 
den Teürepubliken des ehemaligen Jugoslawien 
einen neuen Staat bildeten. Der Vertreter Sloweniens 
forderte deshalb, Jugoslawien von der Teilnahme an 
allen KSZE-Verhandlungen und -Beratungen, auch 
innerhalb der KSZE -Versammlung, zu suspendie- 
ren. 

Im Anschluß an die Debatte stimmten die Ausschuß- 
mitglieder über die vorliegenden Änderungsanträge 
zur Erklärung des Berichterstatters und zum Resolu- 
tionsentwurf des Ausschußvorsitzenden ab. Die Erklä- 
rung zum Thema „Die KSZE und die europäische 
Sicherheit" , die von den Ausschußmitgliedem in zahl- 
reichen Punkten geändert bzw. ergänzt wurde, hat in 
der vom Ausschuß angenommenen Fassung Eingang 
in das Schlußdokument der Versammlung gefunden 
(Anlage 3). Zum Resolutionsentwurf des Ausschuß- 
vorsitzenden zu Jugoslawien lagen ebenfalls zahlrei- 
che Änderungsanträge vor, darunter ein eigener 
Resolutionsentwurf der deutschen Delegation. Da der 
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deutsche Antrag einer Entscheidung des Ausschuß- 
vorsitzenden zufolge erst nach der Abstimmung über 
die anderen Änderungsanträge und den Resolutions- 
text als Ganzes behandelt werden sollte, verzichtete 
die deutsche Delegation darauf, ihren Text anschlie- 
ßend als eigenen Entwurf einzubringen. Die vom 
Ausschuß angenommene Resolution zum Thema 
Jugoslawien diente dem Redaktions ausschuß zusam- 
men mit einem Text des Ausschusses für die mensch- 
liche Dimension zum gleichen Thema als Grundlage 
für die Entsclüießung zu Jugoslawien im Schlußdoku- 
ment. 


Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Die Sitzung des Wirtschaftsausschusses fand am 3. 
und 4. Juli 1992 unter der Leitung des portugiesischen 
Abg. Rui Carp statt. Zu Beginn wählte der Ausschuß 
den ukrainischen Abg. Volodimir Püipchuk zu seinem 
stellvertretenden Vorsitzenden. 

Grundlage für die Beratungen war der von der Präsi- 
dentin des Deutschen Bundestages, Prof. Dr. Rita 
Süssmuth, vorgelegte Bericht über „Die Bedeutung 
der sozialen Marktwirtschaft für Aufbau und Festi- 
gimg demokratischer Strukturen". 

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Bedeutung 
der wirtschaftlichen Komponente der KSZE für die 
Zusammenarbeit zwischen den Teilnehmerstaaten 
werden in dem Bericht die Zusammenhänge zwischen 
dem wirtschaftlichen und dem demokratischen Pro- 
zeß verdeutlicht. Der Bericht legt die enge Wechsel- 
beziehung zwischen Freiheit, Plurahsmus, Wohl- 
stand, sozialer Gerechtigkeit und ausgewogenem, 
marktwirtschaftlichem Entwicklungsziel dar. Eine 
freie und demokratische Wirtschaftsordnung, so der 
Bericht weiter, verhindert neue Instabüitäten, sie 
beugt dem Mißbrauch wirtschaftlicher Macht vor und 
sichert individuelle Freiräume überall in Europa und 
in den Staaten Nordamerikas. In dem Bericht werden 
ausdrücklich auch die Risiken und Probleme beim 
Übergang von zentral gelenkten Wirtschaftssystemen 
zu einer sozialen Marktwirtschaft angesprochen. Für 
diesen Übergang gebe es keine Patentrezepte. Beson- 
ders wichtig sei, beim wirtschafüichen Wandel in 
einer verantwortlichen und ausgewogenen Weise 
vorzugehen, um irreparable ökonomische, soziale und 
ökologische Schäden zu vermeiden. 

Im Ausschuß wurde länger über die Begriffspaare 
„Marktwirtschaft", „freie Marktwirtschaft" und „so- 
ziale Marktwirtschaft" diskutiert. Die Berichterstatte- 
rin wies darauf hin, daß Marktwirtschaft in Deutsch- 
land immer zugleich soziale Marktwirtschaft sei. In 
Deutschland werde kein Unterschied zwischen freier 
und sozialer Marktwirtschaft gemacht. Freie Markt- 
wirtschaft setze jedoch Demokratie und Freiheit der 
Entwicklungsmöglichkeiten des Individuums voraus. 
Wo diese konstitutiven Elemente der freien Markt- 
wirtschaft nicht gegeben seien, könne es weder freie 
noch soziale Marktwirtschaft geben. 

Auch zu den Begriffen „Markt- und Planwirtschaft" 
sowie „gemischte Wirtschaft" gab es unterschiedliche 
Standpunkte. Die Berichterstatterin wies darauf hin. 


daß es auch in der Marktwirtschaft staatsregulierende 
Elemente gebe. Am Beispiel der Sozialversichenmg 
werde deutlich, daß der Staat hier eine eminent 
soziale Aufgabe zu erfüllen habe. Von entscheidender 
Bedeutung sei, wie groß dieser staaüiche Einfluß sei 
und welcher Spielraum dem Markt gewährt werde. 

Verschiedene Mitglieder des Ausschusses sprachen 
die Frage der Rezepte beim Übergang von der Plan- 
zur Marktwirtschaft an. Die Berichterstatterin verwies 
darauf, daß es keine Patentrezepte gebe und daß es 
erforderlich sei, behutsam vorzugehen und sich nicht 
unter Zeitdruck zu setzen. 

In der Aussprache über den Bericht wurde ein über- 
einstimmendes Bekenntnis, auch der Vertreter der 
Staaten Mittel- und Osteuropas, zur Marktwirtschaft 
deuüich. Ohne gut funktionierende Wirtschaft, so die 
Erkenntnis dieser Länder, könne Demokratie nicht 
funktionieren. Dieser Befund hat auch Eingang in die 
Schlußresolution gefunden. 

Unter Teilnahme der Berichterstatterin erarbeitete 
eine Arbeitsgruppe des Wirtschaftsausschusses einen 
Resolutionstext über den Bericht im Lichte der Aus- 
sprache im Ausschuß für das Schlußdokument. In 
dieser Resolution wird die Bedeutung der wirtschaft- 
lichen Dimension für die Entwicklung des KSZE- 
Prozesses unterstrichen. Die einvemehmlich ange- 
nommene Resolution ist unverändert in das Schlußdo- 
kument übernommen worden (Anlage 3). 


Ausschuß für die menschliche Dimension 

Der Ausschuß für die menschliche Dimension tagte 
am 3. und 4. Juli 1992 unter dem Vorsitz des kanadi- 
schen Abg. John Bosley und seiner Stellvertreterin, 
der polnischen Abg. Dorota Simonides. 

Auf der Tagesordnung standen die Erörterung des 
Berichts des österreichischen Abg. Peter Schieder 
über die menschliche Dimension der KSZE sowie 
Vorträge der Sachverständigen Lucino Cortese, 
Direktor des KSZE-Büros für demokratische Institutio- 
nen und Menschenrechte, und Dr. Peter Leuprecht, 
Direktor der Abteilxmg Menschenrechte des Europa- 
rates. 

In dem von ihm vorgelegten Bericht ging Abg. Peter 
Schieder auf den Begriff der menschlichen Dimension 
ein und erläuterte die Entstehungsgeschichte im 
KSZE-Rahmen. Danach faßte er die Ergebnisse der 
Moskauer Konferenz über die menschliche Dimen- 
sion zusammen und gab einen Überblick über die 
Zusammenarbeit der KSZE mit anderen internationa- 
len Organisationen in diesem Bereich. Mit Blick auf 
die vierte KSZE-Folgekonferenz machte er darauf 
aufmerksam, daß im Gegensatz zu früheren KSZE- 
Treffen nun allgemein Einigkeit darüber bestehe, daß 
die KSZE keine weiteren Normen im Bereich der 
menschhchen Dimension schaffen solle, sondern viel- 
mehr die Anwendung und Durchführung der schon 
vorhandenen sicherstellen und verstärken müsse. 
Anschließend ging er auch auf die Vorschläge zur 
Schaffung des Amtes eines Hohen Kommissars für 
Minderheiten sowie zur Errichtung eines Schlich- 
tungs- und Schiedsgerichts ein. Er sprach sich für eine 
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Harmonisierung der verschiedenen KSZE -Normen 
und Verpfhchtimgen in einer einheitlichen KSZE- 
Akte aus, die angesichts der Fülle der teilweise 
unzusammenhängenden Regelimgen dringend erfor- 
derlich sei. 

In der anschließenden Debatte wiesen mehrere Aus- 
schußmitglieder darauf hin, daß nüt dem Beginn der 
neuen Ära in Mittel- und Osteuropa auch neue Gefah- 
ren und Risiken entstanden seien. In bezug auf die 
Krise in Jugoslawien forderten zahlreiche Ausschuß- 
mitglieder den Ausschluß Jugoslawiens aus der KSZE. 
Sie verwiesen darauf, daß Serbien imd Montenegro 
nicht als der legitime Rechtsnachfolger des ehemali- 
gen Jugoslawien angesehen werden könnten. Der 
deutsche Abg. Dieter Heistermann sagte, daß er nicht 
der Ansicht sei, daß es zuviele Menschenrechtsorga- 
nisationen gebe. Der Europarat und die KSZE seien 
einander ergänzende Organisationen, die von allen 
Unterstützimg erfahren sollten, um gemeinsam den 
Menschenrechten zum Durchbruch zu verhelfen. Es 
müsse alles getan werden, um die KSZE zu einer 
Institution zu machen, die völkerrechtsverbindliche 
Entscheidimgen fassen könne. Dies wäre ein wichti- 
ger Schritt in die richtige Richtung. 

Im Anschluß an die Diskussion folgte der Vortrag des 
Direktors der Abteilung „Menschenrechte" des Euro- 
parates, Dr. Peter Leuprecht, über die Arbeit des 
Europarates in diesem Bereich, seine Erfolge, aber 
auch die noch zu bewältigenden Aufgaben. Anschlie- 
ßend erläuterte der Direktor des KSZE-Büros für 
Demokratische Institutionen imd Menschenrechte, 
Botschafter Lucino Cortese, in seinem Vortrag die 
Hauptaufgaben dieser KSZE-Institution. Er wies dar- 
auf hin, daß das Büro die Aufgabe habe, dafür Sorge 
zu tragen, daß die menschliche Dimension in ganz 
Europa und insbesondere in den neuen Demokratien 
größere Aufmerksamkeit erhalte. Hierbei sei ein 
wichtiger Aspekt die enge Zusammenarbeit mit ande- 
ren internationalen Organisationen, wie z. B. dem 
Europarat. 

Dem Ausschuß lagen ein deutscher imd ein britischer 
Entschließungsentwurf zu Jugoslawien sowie zahlrei- 
che Änderungsanträge vor. Vertreter der britischen 
Delegation erläuterten den von ihnen zu Jugoslawien 
eingebrachten Resolutionsentwurf imd unterstrichen, 
daß sich eine neue Organisation wie die Parlamenta- 
rische Versammlung der KSZE zum Thema Jugosla- 
wien unbedingt äußern müsse. 

Die jugoslawische Delegation wandte sich in mehre- 
ren Beiträgen dagegen, in der Resolution Serbien als 
Hauptschuldigen der blutigen Auseinandersetzungen 
in Jugoslawien zu verurteilen und forderte, das 
Thema „Jugoslawien" nicht in der KSZE-Versamm- 
lung zu behandeln. Dem hielt der Vertreter Slowe- 
niens entgegen, daß die Friedenskonferenz unter Lord 
Carrington das einzige Forum zur Klärung der Situa- 
tion sei, welches von den Vereinten Nationen und der 
KSZE hierzu auch den Auftrag erhalten habe. Im 
ehemaligen Jugoslawien würden die Menschen- 
rechte und Grundrechte mißachtet, und dies müsse 
unbedingt hier behandelt werden. 

Der Vertreter Griechenlands gab zu bedenken, daß 
die Frage der Schuldzuweisung im Jugoslawien- 


Konflikt sehr viel komplizierter sei, als es für manche 
von außen erscheine. Zu bedenken sei auch, welchen 
Effekt eine solche Resolution auf Serbien haben 
könnte. Er vertrat die Auffassung, daß alle Streitpar- 
teien gezwimgen werden sollten, an der Friedenskon- 
ferenz teilztmehmen, daß aber keine Schuldzuwei- 
simg imd Verurteilung in der Resolution erfolgen 
sollte. 

Anschließend faßte der Ausschußvorsitzende die ein- 
gebrachten Resolutions entwürfe und Anträge zusam- 
men und imterstrich, daß es die Pflicht des Ausschus- 
ses sei, zum Jugoslawien-Konflikt ein Signal an den 
KSZE-Ministerrat zu geben. Er erinnerte außerdem 
daran, daß die Parlamentarische Versammlung des 
Europarates die Suspendierung des besonderen Gast- 
status für Jugoslawien beschlossen habe. 

Der deutsche Abg. Willy Wimmer betonte, daß es 
wichtig sei, zu einer gemeinsamen Einschätzung zum 
Thema Jugoslawien zu gelangen. Das Vorgehen der 
KSZE-Versammlimg müsse von einem übereinstim- 
menden Willen bestimmt sein, wie es auch bei ande- 
ren internationalen Organisationen, z. B. den Verein- 
ten Nationen, zum Ausdruck gebracht worden sei. Es 
gehe um die Frage, ob man bereit sei, die sich selbst 
gegebenen Regeln zu beachten und ob man diejeni- 
gen, die diese Regeln verletzten, mit Zwangsmaßnah- 
men zur Einhaltung zwingen wolle. Man müsse alles 
versuchen, um die Gewaltanwendung im ehemaligen 
Jugoslawien zu beenden imd die Friedensstörer in 
ihre Schranken zu verweisen. Es sei Aufgabe der in 
der Versammlung vertretenen Parlamentarier, das 
Wort zu erheben und den Ministerrat der KSZE 
anzusprechen. In Europa habe man sicherlich kein 
Verständnis dafür, wenn dieses wichtige Thema hier 
nicht behandelt würde. Von mehreren Delegationen 
wurden Ergänzungen zum Resolutionsentwurf zu 
Jugoslawien vorgeschlagen. Der dänische Vertreter 
wandte sich gegen einen Ausschluß Jugoslawiens aus 
der KSZE und gab zu bedenken, daß eine Möglichkeit 
zur Verständigung offenbleiben müsse. 

Abschließend wurde eine überarbeitete Fassung des 
Textes zu Jugoslawien, der die eingebrachten Ent- 
würfe und Abänderungsanträge berücksichtigte, vom 
Ausschuß mit deutlicher Mehrheit angenommen. Dar- 
über hinaus nahm der Ausschuß einen Text zur 
menschlichen Dimension an, der in imveränderter 
Fassung Eingang in das Schlußdokument fand (An- 
lage 3). 


Redaktionsausschuß 

Der Redaktionsausschuß, bestehend aus den Vorsit- 
zenden und Berichterstattern der drei Ausschüsse, 
tagte am 4. Juli 1992 unter Vorsitz des Leiters der 
ungarischen Delegation, Dr. Jözsef Bratinka. Aufgabe 
des Redaktionsausschusses war es, auf der Grundlage 
der Arbeit der Ausschüsse und der dort erstellten 
Texte ein Schlußdokument (Anlage 3) der Versamm- 
lung zusammenzustellen und es der Versammlung zur 
Annahme vorzulegen. 
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Plenarsitzung 

Am 5. Juli 1992 fand imter Vorsitz des Präsidenten des 
spanischen Abgeordnetenhauses, Felix Pons Irazazä- 
bal, die Plenarsitzung der Parlamentarischen Ver- 
sammlung der KSZE statt. Zu Beginn der Plenarsit- 
zung erhielten die Berichterstatter Gelegenheit, über 
die Arbeit in den drei Ausschüssen zu berichten. Im 
Mittelpimkt der Berichterstattung standen die von 
den Ausschüssen erarbeiteten Texte zu den Themen- 
bereichen Sicherheit, wirtschaftliche Zusammenar- 
beit und menschliche Dimension. Mit Ausnahme der 
Resolutionstexte zu Jugoslawien waren alle anderen 
von den Ausschüssen erarbeiteten imd angenomme- 
nen Texte unverändert in das Schlußdokument der 
Versammlung auf genommen worden. 

Der russische Abg. Nikolai Ryabov imterstrich, daß die 
Arbeit im Ausschuß für Sicherheit gezeigt habe, daß es 
möglich sei, trotz gegensätzlicher Meinungen letztlich 
doch Kompromisse zu erzielen. Die Annahme des von 
ihm vorgelegten Textes habe gezeigt, daß eine Annä- 
herung der Meinungen bezüglich der weiteren Per- 
spektiven der KSZE möglich sei. Die Erklärung zum 
Thema „Die KSZE imd die europäische Sicherheit" 
spiegele die wesentlichen Ergebnisse der Diskussion 
im Ausschuß wider. Zentrale Themen im Ausschuß 
seien die Rolle der KSZE in einem sich verändernden 
europäischen Sicherheitsumfeld, die Beziehungen 
zwischen der KSZE und anderen europäischen und 
transatlantischen Institutionen sowde Abrüstungs- 
und Rüstungskontrollverhandlungen gewesen. 

Über die Arbeit des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit berichtete Bundestagspräsidentin 
Prof. Dr, Rita Süssmuth. Im Mittelpunkt der Diskus- 
sion im Ausschuß habe die Frage gestanden, wie der 
Aufbau marktwirtschaftlicher Strukturen in den mit- 
tel- und osteuropäischen Ländern erfolgen könne und 
was unter Marktwirtschaft zu verstehen sei. Der 
Übergang von zentral gelenkten Wirtschaftssystemen 
zu einer sozialen Marktwirtschaft sei nicht nur kom- 
plex, sondern auch mit beträchtlichen Risiken und 
Gefahren verbunden. Die Ausschußmitglieder seien 
sich darin einig gewesen, daß die soziale Marktwirt- 
schaft nicht nach Lehrbuch eingeführt werden könne, 
sondern daß jedes Land seinen eigenen Weg zur 
Marktwirtschaft finden müsse. Anschließend hob die 
Präsidentin einige Passagen des von den Ausschuß- 
mitgliedem angenommenen Textes zur wirtschaftli- 
chen Zusammenarbeit besonders hervor. Sie unter- 
strich, daß Marktwirtschaft, Demokratie und Rechts - 
Staatlichkeit Werte seien, die zusammengehörten. Zur 
Förderung einer ausgewogenen Entwicklimg in der 
Zeit des Übergangs sollten neue Formen der Zusam- 
menarbeit mit den Ländern Mittel- imd Osteuropas 
entwickelt werden. Dabei sei es besonders wichtig, 
beim wirtschaftlichen Wandel in verantwortlicher 
Weise vorzugehen. 

Als Berichterstatter des Ausschusses für die mensch- 
liche Dimension ging der österreichische Abg. Peter 
Schieder kurz auf die Diskussion ein, die im Ausschuß 
zum Thema Jugoslawien stattgefunden hatte. An- 
schließend stellte er den vom Ausschuß angenomme- 
nen Resolutionstext zur menschlichen Dimension vor, 


der sich mit dem Problem der Minderheiten und der 
Frage der Menschenrechte befaßt. 

Im Anschluß an die Bericht erstattimg aus den Aus- 
schüssen legte der Leiter der ungarischen Delegation, 
Dr. Jozsef Bratinka, die „Budapester Erklärung der 
Parlamentarischen Versammlung der KSZE" als 
Schlußdokument vor. Die „Budapester Erklärung" 
wurde von der Versamnüung per Akklamation ange- 
nommen (Anlage 3). 

In der anschließenden Debatte behandelten die Par- 
lamentarier aus den KSZE -Teilnehmerstaaten ein 
breites Spektrum von Fragen aus den Bereichen 
Sicherheit, wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
menschliche Dimension. Die Parlamentarier gingen 
u. a. auf die Perspektiven der KSZE, die Beziehungen 
der KSZE zu anderen europäischen und transatlanti- 
schen Institutionen wie der NATO und der WEU, den 
Ausbau der KSZE -Mechanismen zur Konfliktverhü- 
tung und Friedenssicherung sowne die mögliche 
Durchführung von friedenssichemden Operationen 
unter dem Dach der KSZE ein. Weitere Themen waren 
die Situation im ehemaligen Jugoslawien, insbeson- 
dere die kriegerischen Auseinandersetzungen in Bos- 
nien-Herzegowina, der Schutz nationaler Minderhei- 
ten und die Verletzung der Menschenrechte. In die- 
sem Zusammenhang unterstrich der deutsche Abg. 
Dieter Heistermann, daß die Konstituierung der 
KSZE-Parlamentarierversammlung auch den Wunsch 
nach Durchsetzung der Menschenrechte beinhalte. 
Die Versammlung, die die parlamentarische Verant- 
wortung für den Schutz der Menschenrechte der 
Völker aller 52 KSZE-Teilnehmerstaaten trage, müsse 
hier deutliche Akzente setzen. Staaten, die gegen die 
elementarsten Menschenrechte verstießen, müßten 
wissen, daß sie sich damit der Kritik der KSZE- 
Versammlung aussetzten. Es sei Aufgabe der Parla- 
mentarierversammlung, die Weltöffentlichkeit auf die 
Menschenrechtsverletzungen in Jugoslawien hinzu- 
weisen und für die betroffenen Menschen zu spre- 
chen. Darüber hinaus setzte er sich dafür ein, die 
KSZE-Instrumente zur Förderung der Demokratie 
sowie zur Konfliktverhütung und Streitschlichtung 
weiter auszubauen, damit die KSZE auch in der 
Zukunft eine Perspektive habe. Die Parlamentarier 
waren sich im übrigen darin einig, daß die KSZE- 
Versammlung die Arbeit der KSZE -Exekutive kritisch 
begleiten und ihr neue Impulse aus parlamentarischer 
Sicht geben müsse. 

Neben der „Budapester Erklärung" nahm die Ver- 
sammlung eine Resolution zur Situation in der Repu- 
blik Moldau (Anlage 4) sowie einen Text der griechi- 
schen Delegation zur menschlichen Dimension (An- 
lage 5) an. Darüber hinaus nahm die Versammlung 
einen von der deutschen Delegation vorgelegten Text 
an, in dem der Delegationsleiter aus schuß auf gef or- 
dert wird, sich in seiner nächsten Sitzung mit den drei 
von der deutschen Delegation vorgelegten Ände- 
rungsanträgen zur vorläufigen Geschäftsordnung zu 
befassen (Anlage 6). 

Für die Wahl zum Präsidenten der Versammlung 
kandidierten der amtierende Präsident, Felix Pons 
Irazazäbal, sowie der finnische Parlamentspräsident 
Ilkka Suominen. Die Versammlung wählte den finni- 
schen Parlamentspräsidenten im zweiten Wahlgang 
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mit 101 gegenüber 77 Stimmen zu ihrem neuen 
Präsidenten. Zu den fünf Vizepräsidenten der Ver- 
sammlung wurden der kanadische Abg, John Bosley, 
die dänische Abg. Ritt Bjerregaard, der ungarische 
Abg. Dr. Jözsef Bratinka, der türkische Abg. Uluc 
Gürkan sowie der russische Abg. Nikolai Ryabov 
gewählt. Darüber hinaus bestimmte die Versamm- 
lung den britischen Abg. Sir Peter Emery per Akkla- 
mation zum Schatzmeister. 


V. Ergebnis 

Wenige Tage vor dem Gipfel der Staats- und Regie- 
nmgschefs in Helsinki war die Tagung in Budapest, 
mit der sich die Parlamentarische Versammlung der 
KSZE konstituiert hat, ein weiterer Schritt auf dem 
Wege zur Institutionalisienmg und Festigung des 
KSZE-Prozesses. Die KSZE -Versammlung wird in 
Zukunft das parlamentarische Forum der Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit sein, das die 
Entwicklung des KSZE-Prozesses kritisch begleiten 
und der KSZE-Exekutive wichtige Impulse aus parla- 
mentarischer Sicht geben wird. 

Die in Budapest versammelten Parlamentarier aus 
mehr als 45 KSZE -Teilnehmerstaaten behandelten 
ein breites Spektrum von Themen aus den Bereichen 
der drei Körbe der Schlußakte von Helsinki. Die 
Ergebnisse der Arbeit der Versammlung und ihrer 
Ausschüsse zu den Themen „Sicherheit", „Wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit" und „Menschliche Di- 
mension" spiegeln sich im Schlußdokument, der ein- 
stimmig angenommenen „Budapester Erklärung der 
Parlamentarischen Versammlung der KSZE", wider. 

In der Präambel der „Budapester Erklärung" bekräf- 
tigen die Parlamentarier die Bedeutung der gemein- 
samen Werte wie Demokratie, Pluralismus, Rechts- 
staatlichkeit, Achtung der Menschenrechte und Min- 
derheitenschutz als Grundlage für die Zusammenar- 
beit im KSZE -Rahmen. Gleichzeitig unterstreichen 
sie, daß diese Werte durch aggressiven Nationalis- 
mus, die Verletzung von Minderheitenrechten und 
den unkontrollierten Einsatz von Militär gefährdet 
sind. 

Breiten Raum widmet das Schlußdokument dem 
Thema „Die KSZE und die europäische Sicherheit". 
Die Parlamentarier sprechen sich dafür aus, den 
KSZE -Mechanismus zur Konfliktverhütung und Frie- 
denssicherung weiter auszubauen und bei Friedens - 
missionen auf die Unterstützung anderer regionaler 
Organisationen wie der NATO imd der WEU zurück- 
zugreifen. Angesichts der neuen Herausforderungen 


Bonn, den 19. Juli 1992 


für die KSZE fordern sie außerdem, die KSZE in eine 
regionale Sicherheitsorganisation nach Kapitel VIII 
der Charta der Vereinten Nationen umzuwandeln und 
ihr damit eine entsprechende rechtliche Grundlage zu 
geben. 

Im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Entwick- 
lung unterstreicht das Schlußdokument die enge 
Wechselbeziehung zwischen Freiheit, Demokratie, 
Pluralismus, soziier Gerechtigkeit und marktwirt- 
schaftlichen Strukturen. Die Parlamentarier sprechen 
sich dafür aus, wirtschaftlichen Wandel in der Zeit des 
Übergangs zur Marktwirtschaft in verantwortlicher 
und ausgewogener Weise herbeizuführen, um die 
beträchtlichen Risiken im sozialen und ökologischen 
Bereich so gering wie möglich zu halten. 

Für die Parlamentarier bleibt im Bereich der mensch- 
lichen Dimension die Durchsetzung der Menschen- 
rechte und insbesondere der Schutz von Minderheiten 
die zentrale Aufgabe der KSZE. Im Schlußdokument 
werden deshalb auch Beobachtermissionen der KSZE 
in Länder, in denen Minderheitenrechte verletzt wer- 
den, befürwortet. 

Den politisch wichtigsten Teil des Schlußdokuments 
stellt die Erklärung zu Jugoslawien dar. Die Parla- 
mentarier verurteilen darin die fortdauernden Verlet- 
zungen der KSZE- Verpflichtungen durch Serbien und 
rufen alle am Jugoslawien-Konflikt beteiligten Par- 
teien auf, an den Verhandlungen unter Vorsitz von 
Lord Carrington teilzunehmen. Gleichzeitig weisen 
die Parlamentarier den Anspruch Serbiens und Mon- 
tenegros, als Rechtsnachfolger des ehemaligen Jugo- 
slawiens auf treten zu können, zurück. Die Parlamen- 
tarier konnten sich allerdings im Zusammenhang mit 
dem Status Jugoslawiens in der Versammlung nicht 
auf eine Suspendierung bzw. einen Ausschluß eini- 
gen. Der Delegationsleiterausschuß hatte zuvor 
beschlossen, von einer Suspendierung bzw. einem 
Ausschluß Jugoslawiens bis zum Vorliegen entspre- 
chender Beschlüsse der KSZE-Exekutive abzuse- 
hen. 

Die „Budapester Erklärung" ist an die Staats- und 
Regierungschefs der KSZE -Teilnehmerstaaten mit 
der Aufforderung gerichtet, die Vorstellungen der 
Parlamentarischen Versammlung bei ihren Beratun- 
gen zu berücksichtigen. Damit markiert die „Budape- 
ster Erklärung" den Beginn der Wechselbeziehung 
zwischen der Parlamentarischen Versammlung der 
KSZE und dem KSZE -Ministerrat, die in Zukunft auch 
durch die regelmäßige Berichterstattung des jeweils 
amtierenden Vorsitzenden des Ministerrates vor der 
Versammlung ergänzt werden soll. 


Prof. Dr. Rita Süssmuth 

Präsidentin des Deutschen Bundestages 
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Anlage 1 


Konferenz von Madrid 
2. und 3. April 1991 

Entschließung über die Schaffung der Parlamentarischen Versammlung der KSZE 


Die Delegationen der Parlamente der Teilnehmer- 
staaten der Konferenz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa, die am 2. imd 3. April 1991 in 
Madrid zusaiiunengetreten sind — 

in Anbetracht der Bestimmimgen der Charta von Paris 
für ein neues Europa, in der in Anerkennimg der 
wichtigen Rolle, die Parlamentarier im KSZE-Prozeß 
spielen können, zur Schaffimg einer parlamentari- 
schen Versammlung der Konferenz auf gerufen 
wird, 

sowie in Anbetracht dessen, daß diese Versammlung 
folgende Kriterien erfüllen muß: strukturelle Einfach- 
heit — angesichts der Einfachheit der politischen 
Strukturen der KSZE — , Pluralität in ihrer Zusammen- 
setzung — entsprechend den Werten der pluralisti- 
schen parlamentarischen Demokratie — und Bereit- 
schaft zur Nutzung der Erfahnmgen anderer europäi- 
scher parlamentarischer Institutionen, die wie die 
Parlamentarische Versammlimg des Europarats, die 
Versammlimg der WEU, die Nordatlantische Ver- 
sammlung imd auf anderer Ebene das Europäische 
Parlament imbeschadet einer engen Zusammenarbeit 
mit der jetzt zu schaffenden Versammlung ihre Eigen- 
arten und ihre besondere Organisation bewahren 
müssen — 

BESCHLIESSEN, die Konferenz über Sicherheit imd 
Zusammenarbeit in Europa mit einer parlamentari- 
schen Versammlung auszustatten, für die folgende 
Organisations- und Arbeitsregeln gelten: 

Erstens. Die Parlamentarische Versammlimg der 
KSZE besteht aus 245 Parlamentariern aus den Teil- 
nehmerstaaten. Diese entsenden jeweils die nachste- 
hende Anzahl von Mitgliedern: 

A. Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und 
Vereinigte Staaten von Amerika: 17 

B. Deutschland, Frankreich, Italien und Vereinigtes 
Königreich: 13 

C. Kanada und Spanien: 10 

D. Belgien, Niederlande, Polen, Schweden und Tür- 
kei: 8 

E. Jugoslawien und Rumänien: 7 

F. Dänemark, Finnland, Griechenland, Irland, Nor- 
wegen, Österreich, Portugal, Schweiz, Tschechi- 
sche und Slowakische Föderative Republik und 
Ungarn; 6 

G. Bulgarien und Luxemburg: 5 

H. Island, Malta und Zypern: 3 

I. Liechtenstein, Monaco und San Marino: 2 


Der Heilige Stuhl kann zu den Sitzungen der Ver- 
sammlung zwei Vertreter entsenden, die den Status 
von Ehrengästen haben. 

Zweitens. Die Parlamentarische Versammlung der 
KSZE hält jährhch eine Plenartagung ab, deren Dauer 
höchstens fünf Tage beträgt. Diese Tagung findet in 
der Regel in der ersten Jidiwoche in einer Hauptstadt 
oder Stadt eines Teilnehmerstaats der KSZE statt; dem 
Sitzstaat der Tagung obliegt es, die notwendige 
Unterstützung für deren Ablauf zu leisten. 

Drittens. Die Versammlung verfügt über einen Aus- 
schuß der Delegationsleiter, in den jeder Teilnehmer- 
staat der Versammlung einen Vertreter entsendet. 

Viertens. Die Jahrestagung der Parlamentarischen 
Versammlung hat den Zweck, 

— die Verwirklichung der Ziele der KSZE zu bewer- 
ten, 

— die Themen zu erörtern, die auf den Tagungen des 
Rates der Außerunirüster und auf dem alle zwei 
Jahre stattfindenden Gipfeltreffen der Staats- und 
Regierungschefs behandelt werden, 

— Maßnahmen einzuleiten und zu fördern, die der 
Zusammenarbeit und Sicherheit in Europa die- 
nen. 

Fünftens. Die Parlamentarische Versammlung kann 
auf ihrer Jahrestagung im Zusammenhang mit den 
Angelegenheiten, die Gegenstand ihrer Tätigkeit 
sind, Erklärungen, Empfehlungen oder Vorschläge 
annehmen oder Berichte ausarbeiten. Die Beschlüsse 
der Versammlung werden mit den Stimmen der Mehr- 
heit aller Mitglieder gefaßt. Ausnahmsweise kann der 
Ausschuß der Delegationsleiter bestimmen, daß die 
Annahme eines bestimmten Beschlusses einer Zwei- 
drittelmehrheit bedarf. 

Die Versammlung unterrichtet die Parlamente der 
Teilnehmerstaaten der KSZE regelmäßig über ihre 
Arbeit und übermittelt ihre Beschlüsse dem Rat der 
Minister zur Erörterung. 

Sechstens. Der Ausschuß der Delegationsleiter trifft 
alle Beschlüsse über die Arbeit, die Organisation und 
die Verfahrensregeln der Versammlung sowie die 
Beschlüsse, die sich auf die Arbeitsmethoden, die 
Schaffung neuer Organe, den Haushalt, das Sekreta- 
riat, die Tagesordnung, außerordentliche Tagungen 
oder den Tagungsort beziehen. Die Beschlüsse des 
Ausschusses werden durch Konsens gefaßt. 

Siebtens. Die Versammlung verfügt über em kleines 
ständiges Sekretariat, dessen Haushalt, Mittel, 
Arbeitsweise und Sitz vom Ausschuß der Delegations- 
leiter festgelegt werden. Bis zu der in Regel 11 
vorgesehenen Gründungstagung nimmt das Ge- 
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neralsekretariat des spanischen Parlaments die 
üblichen Sekretariatsaufgaben für die Versammlimg 
wahr. 

Achtens. Die Amtssprachen der Versammlimg sind 
Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch, Russisch 
und Spanisch. 

Neuntens. In Anerkennung der bewährten parlamen- 
tarischen Erfahrung der in dieser Entschließung 
erwähnten internationalen und supranationalen Or- 
ganisationen wird vereinbart, der ersten Tagung der 
Parlamentarischen Versammlung die Annahme von 
Beschlüssen vorzuschlagen, die eine wirksame 
Zusammenarbeit zwischen diesen Organisationen 
und der Versammlung, die ihnen Beobachterstatus 
zuerkennen kann, ermöglichen sollen. 

Zehntens. Die Finanzierung der Arbeit der Parlamen- 
tarischen Versammlung vom Datum dieser Entschlie- 
ßung an wird durch Aufteilung unter ihren Mitglie- 
dern sichergestellt, die vom Ausschuß der Delega- 
tionsleiter auf seiner ersten Tagung vereinbart wird. 

Elfte ns. Die Parlamentarische Versammlung hält ihre 
Gründungstagung in der ersten Juliwoche 1992 in 
Budapest ab. Ausnahmsweise kaim der Ausschuß der 
Delegationsleiter nach vorheriger Beratung innerhalb 


der einzelnen Delegationen den Standpunkt der Dele- 
gationen, die der Versammlimg angehören, vor dem 
für das Frühjahr 1992 vorgesehenen Folgetreffen von 
Helsinki darlegen. 

Zwölftens. Das spanische Parlament wird in seiner 
Eigenschaft als Gastgeber der Madrider Konferenz 
dem Rat der Außenminister der KSZE die vorstehen- 
den Beschlüsse zur Kenntnis bringen. 

Dreizehntens. Änderungen der in dieser Entschlie- 
ßung festgelegten Regeln werden vom Ausschuß der 
Delegationsleiter der Parlamentarischen Versamm- 
lung durch Konsens beschlossen. 

Vierzehntens. Die auf dem Madrider Treffen vertrete- 
nen Delegationen — die erste offizielle Versammlung 
von Parlamentariern, welche die Parlamente der 
34 Unterzeichnerstaaten der KSZE vertreten — spre- 
chen der spanischen Regienmg und dem spanischen 
Parlament ihren tief empfundenen Dank aus für ihre 
Initiative zur Veranstaltung des Madrider Treffens 
und für ihren hervorragenden Beitrag zur Schaffung 
einer ständigen KSZE -Versammlung. Die Delegatio- 
nen bekunden ihre besondere Dankbarkeit gegen- 
über dem Präsidenten des spanischen Abgeordneten- 
hauses. 


Anlage 2 


Sitzverteilung der Parlamentarischen Versammlung der KSZE*) 


Anzahl 
der Sitze 
pro Land 


A. Vereinigte Staaten 17 

B. Rußland 15 

C. Deutschland, Frankreich, Italien, 

Vereinigtes Königreich 13 

D. Kanada, Spanien 10 

E. Ukraine, Belgien, Niederlande, Polen, 

Schweden, Türkei 8 

F. Rumänien 7 


*) In Abänderung der Madrider Entschließung vom Delega- 
tionsleiterausschuß am 22. Mai 1992 festgelegt 


G. Österreich, Dänemark, Finnland, 
Griechenland, Irland, Ungarn, Norwegen, 
Portugal, CSFR, Schweiz, Belarus, 

Usbekistan, Kasachstan 6 

H. Bulgarien, Luxemburg 5 

I. Jugoslawien 4 

J. Zypern, Island, Malta, Estland, Lettland, 
Litauen, Albanien, Slowenien, Kroatien, 
Moldau, Tadschikistan, Turkmenistan, 
Georgien, Kirgistan, Armenien, 

Aserbaidschan, Bosnien-Herzegowina 3 

K. Liechtenstein, Monaco, San Marino 2 

Gesamtzahl der Sitze in der Versammlung: 308 
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Anlage 3 

Budapester Erklärung der Parlamentarischen Versammlung der KSZE vom 5. Juli 1992 


Wir, die parlamentarischen Vertreter der KSZE-Teil- 
nehmerstaaten, sind vom 3. bis 5. Juh 1992 in Buda- 
pest als parlamentarisches Forum der Charta von Paris 
zusammengetreten, um den KSZE-Ministem unseren 
Rat anzubieten. Wir begrüßten die Vertreter der 
neuen KSZE -Teilnehmerstaaten, die unsere Prinzi- 
pien und Werte teilen. 

Wir sind uns bewußt, daß ein erfolgreicher Umgang 
mit den Veränderungen erst möghch ist, wenn die 
pluralistische parlamentarische Demokratie, die Ach- 
tung der Menschenrechte, einschließhch der Achtung 
der Minderheitenrechte, die Rechtsstaathchkeit, die 
wirtschafthche Freiheit und die soziale Gerechtigkeit 
zutiefst in unseren Ländern verankert smd und wenn 
die Achtimg dieser Werte zu einer Selbstverständlich- 
keit wird. 

Aggressiver Nationalismus, Verletzungen der Min- 
derheitenrechte, unkontrolüerte bewaffnete Streit- 
kräfte und die gewaltigen Schwierigkeiten in Verbin- 
dung mit dem Übergang zur Marktwirtschaft bedro- 
hen die Stabilität in der Region der KSZE sowie unser 
Ziel der Erhaltung von Frieden, Demokratie und 
Wohlstand. 

Die KSZE ist nach zwei Jahrzehnten nach Helsinki 
zurückgekehrt, um neue Wege voller Möglichkeiten 
und Herausforderungen zu beschreiten. Die Parla- 
mentarische Versammlung der KSZE wünscht dem 
Treffen der Staats- und Regierungschefs der KSZE- 
Teilnehmerstaaten am 9. und 10. Juh 1992 viel Erfolg 
und richtet deren Aufmerksamkeit auf die von der 
Parlamentarischen Versammlung der KSZE verab- 
schiedeten Erklärungen imd Empfehlungen. 


Kapitel I — Sicherheitsfragen 

Die KSZE und die europäische Sicherheit 

1 . Sicherheit und Stabihtät im heutigen Europa sind 
sowohl von pohtischen, wirtschaftlichen und ökologi- 
schen als auch von militärischen Faktoren abhängig. 
Die wichtigsten Ursachen der Instabihtät sind die 
Verschlechterung der wirtschaftlichen und sozialen 
Bedingungen in Mittel- und Osteuropa sowie die 
politischen und nationalistischen (ethnischen) Rei- 
bungspunkte, die bereits mehrere heftige und blutige 
Konflikte ausgelöst haben. Europa muß ein Mittel zur 
Bekämpfung dieser ständigen Instabilität finden. Am 
dringendsten ist die Unterstützung der politischen 
und wirtschafthchen Reformen in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern, Das Scheitern des Ver- 
suchs, die sozialen Bedingungen zu verbessern, wird 
letztendlich die öffentliche Unterstützung für die 
Demokratie untergraben, und dies hätte schwerwie- 
gende Auswirkimgen für ganz Europa. 

2. Die Vertiefung des Demokratisierungsprozesses 
stellt einen wichtigen Faktor für die Stärkung der 


Sicherheit in Europa dar. Die Achtung der Menschen- 
rechte ist integraler Bestandteil des europäischen 
Sicherheitssystems. Es kann nirgendwo ein stabiles 
System geben, wenn die elementaren Menschen- 
rechte, einschließhch der Minderheitenrechte, ver- 
letzt werden. 

3. Die KSZE ist die einzige transatlantische und 
europäische Organisation, die sich aufgrund ihrer 
Zusammensetzung und ihres Mandats mit den vielsei- 
tigen Ursachen der Instabilität in Europa auseinander- 
setzen karm. Dennoch müssen die institutioneilen 
Strukturen und Verfahrensweisen der KSZE weiter 
gefestigt werden. Insbesondere sollte die KSZE mit 
Verfahren und Instrumenten ausgestattet werden, die 
ihr ein wirksames Eingreifen im Hinblick auf die 
Verhinderung und Beilegimg iimerstaatlicher sowie 
zwischenstaathcher Konfliktsituationen ermöglichen. 
Diese Instrumente sollten u. a. die Möglichkeit enthal- 
ten, in klarer und deutlicher Form Aufträge für frie- 
denserhaltende Aktivitäten zu erteilen. 

4. Dank ihres globalen Mandats bietet die KSZE als 
einzige Institution, in der die Gesamtheit der europäi- 
schen und nordamerikanischen Länder vertreten ist, 
den geeigneten Rahmen für eine wirksame Behand- 
lung der europäischen Sicherheitsbelange und stellt 
somit eine große Hoffnung für die Zukunft dar. Gleich- 
zeitig muß die KSZE die Organisationsfähigkeit, die 
Erfahrung und die Infrastruktur regionaler Organisa- 
tionen, wie z. B. der WEU, der NATO und der Euro- 
päischen Gemeinschaft sowie den friedenserhalten- 
den Mechanismus der GUS nutzen. 

5. Die bewaffneten Streitkräfte werden weiterhin 
eine wichtige Funktion m allen Ländern erfüllen. 
Angesichts der bestehenden Spannungen in vielen 
Teilen Europas könnten die Stärke, die Struktur und 
die Stationierung dieser Streitkräfte zum Anlaß für 
Reibungspimkte werden. Es ist eine Selbstverständ- 
lichkeit und entspricht den Prinzipien und Zielen der 
KSZE, daß Frieden und Sicherheit zwischen allen 
Mitgliedstaaten der KSZE hergestellt werden. Es ist 
daher erforderlich, unverzüglich die Truppen oder 
Streitkräfte aller KSZE-Länder, die widerrechtlich 
einen Teil eines anderen KSZE-Landes besetzt haben 
oder dort stationiert sind, abzuziehen und dadurch 
eine solche Situation zu beenden. Der Rüstungskon- 
trolle kommt eine Schlüsselrolle zu, wenn es darum 
geht, das Risiko von Mißverständnissen soweit wie 
möglich zu reduzieren und das gegenseitige Ver- 
trauen zu fördern. Das neue Forum für Sicherheitsko- 
operation sollte sich auf den KSE -Vertrag und die 
bestehenden Vertrauens- und Sicherheitsbildenden 
Maßnahmen stützen, um das Rüstungsniveau und die 
verschiedenen Waffen noch schärferen Reduzierun- 
gen und Restriktionen zu unterwerfen, den Dialog 
über Sicherheitsfragen zu intensivieren und gemein- 
same Maßnahmen zu entwickeln, die die Transparenz 
im Bereich der Streitkräfte und der mihtärischen 
Aktivitäten verstärken sollen. 
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6 . Die nuklearen Waffen werden weiterhin beibe- 
halten, aber ihre Rolle ist jetzt viel schwerer zu 
definieren; das traditionelle Konzept der nuklearen 
Abschreckung hat weitgehend an Bedeutung verlo- 
ren. Alle Anstrengungen müssen nun darauf gerichtet 
sein, die Weiterverbreitung dieser Waffen zu verhin- 
dern und sie auf ein möglichst niedriges Niveau 
herabzusetzen. Sämtliche KSZE- Staaten bemühen 
sich um einen neuen, vernünftigen Ansatz im Hinblick 
auf die Verwendung, die Reduzierung, die Zerstörung 
und die Beseitigung von Nuklearwaffen. 

7 . Der Kampf gegen die Verbreitung von Waffen und 
Waffentechnologien erfordert neue Maßnahmen und 
eine verstärkte Zusammenarbeit im Rahmen der 
KSZE. Was die nuklearen und die chemischen Waffen 
anbetrifft, so ist vorsichtiger Optimismus angebracht, 
wobei jedoch unbedingt weiterhin Wachsamkeit 
geboten ist. Was jedoch die Frage der Weiterverbrei- 
timg der konventionellen Waffen und Technologien 
angeht, so muß ein ernsthafter Dialog innerhalb der 
KSZE eingeleitet werden. Die Schaffung einer 
Arbeitsgruppe des Forums für Sicherheitskooperation 
wird empfohlen. 

8 . Die Reduzierung und Umstrukturierung der 
Streitkräfte und der damit verbundene Produktions- 
rückgang im Bereich der Verteidigungsindustrie füh- 
ren in allen Ländern zu wirtschaftlichen und sozialen 
Problemen. Diese Probleme sind in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern besonders schwerwiegend. 
Zusammenarbeit und Unterstützung von seiten des 
Westens sind dringend erforderlich. Insbesondere 
sollten die westlichen Länder ernsthaft besondere 
Hilfsmaßnahmen für die GUS-Länder in Erwägung 
ziehen, um einen raschen Rückzug der Streitkräfte der 
früheren UdSSR aus den mittel- und osteuropäischen 
Ländern zu erleichtern. In diesem Zusammenhang 
muß der Abzug der Streitkräfte der ehemaligen 
UdSSR, die ohne die Zustimmung der baltischen 
Länder weiterhin auf deren Gebiet stationiert sind, 
binnen kürzester Frist und unter internationaler Über- 
wachung durch die hilfeleistenden Länder erfolgen. 
Es muß ebenfalls berücksichtigt werden, daß eine 
angemessene Lösung der wirtschaftlichen und sozia- 
len Probleme des Militärpersonals eine zwingende 
Voraussetzung für die Aufrechterhaltung der Stabili- 
tät während des Rückzugs der bewaffneten Streit- 
kräfte darstellt. 

9. Die Demokratie ist der beste Garant für den 
Frieden. Es ist von höchster Wichtigkeit, daß die 
bewaffneten Streitkräfte in allen Ländern demokrati- 
schen Zivilregierungen unterstellt werden. Die 
gewählten Parlamente müssen die höchste Befehlsge- 
walt über die militärischen Streitkräfte innehaben und 
die Verantwortung für deren Aktivitäten überneh- 
men. 

10 . Die Parlamentarische Versammlung stellt fest, 
daß die gegenwärtige Entwicklung der Lage im 
Bereich der europäischen Sicherheit eine neue Unter- 
suchung der Ziele und Verfahrensweisen der KSZE 
erforderlich macht. Sie ist der Ansicht, daß man über 
die Charta von Paris hinaus gehen und eine neue, 
besser abgestimmte und verbindlichere Sicherheits- 
struktur in Erwägung ziehen muß. 


Die Parlamentarische Versammlung hat den Wunsch, 
die KSZE gemäß Kapitel VIII der Charta der Vereinten 
Nationen zu einer regionalen Sicherheitsorganisation 
zu machen und ihr eine rechtliche Grundlage zu 
geben. 

1 1 . Die tiefgreifenden politischen Veränderungen in 
Mittel- und Osteuropa dürfen in keinem Fall zu einer 
Schwächung der Erfolge führen, die vom KSZE- 
Prozeß bereits erzielt wurden und zu einer größeren 
militärischen Sicherheit in Europa geführt haben. 
Diejenigen KSZE-Länder, die den KSE- Vertrag noch 
nicht ratifiziert haben, werden dringend auf gefordert, 
dies sobald wie möglich zu tun und diesen Vertrag in 
allen seinen Bestandteilen in Kraft zu setzen. Die 
militärischen Personalstärken (einschließlich parami- 
litärischer Einheiten) sollten von allen Mitgliedstaaten 
gemeldet werden. 

1 2. Die Parlamente und die Parlamentarier der KSZE 
sollten sich aktiver an der Verhütung, der Bewälti- 
gung und der Lösung von Konflikten beteüigen. Bei 
der Entstehung regionaler Spannungen sollten multi- 
laterale Parlamentariertreffen der betroffenen Länder 
organisiert werden, um demokratische und friedliche 
Lösungen zu fördern. In diesem Zusammenhang 
könnte sich die Hilfe des Konfliktverhütungszentrums 
in Wien (KVZ) und des Büros für demokratische 
Institutionen und Menschenrechte in Warschau als 
nützlich erweisen. 

1 3. Die Verhütung und Eindämmung von Konflikten 
sollte weiterhin die wichtigste Aufgabe des KSZE- 
Prozesses und der KSZE- Strukturen sein. Der 
Gedanke der friedlichen Beilegung von Streitfällen 
unter obligatorischer Hinzuziehung einer Drittpartei 
sollte gefördert werden, einschließlich der Möglich- 
keit, zu diesem Zweck ein besonderes Forum oder 
eine Versammlung zu schaffen, 

14 . Wir haben den Wunsch, daß die KSZE ihre 
Bemühungen um die friedliche Beilegung von Strei- 
tigkeiten weiterverfolgt und ein Übereinkommen zur 
Verbesserung der Schlichtungs- und Schiedsverfah- 
ren ausarbeitet. 

1 5. Der Ausschuß anerkennt und würdigt die Arbeit 
der Nordatlantischen Versammlimg bei der Vorberei- 
tung und Durchführung der Ausschußsitzung. Er sieht 
einer Fortsetzung dieser Zusammenarbeit erwar- 
tungsvoll entgegen. 


Die Präsenz der ehemaligen sowjetischen Armee 
in den Baltischen Ländern 

Die Parlamentarische Versammlung der KSZE 

1 . im Bewußtsein des rechtmäßigen Wunsches der 
baltischen Nationen, in souveränen Staaten zu leben, 
und der Unvereinbarkeit dieses Wunsches mit der 
Präsenz ausländischer Streitkräfte auf ihrem Staatsge- 
biet; 

2 . nach Kenntrüsnahme vor allem der Ergebnisse 
des Referendums, in dem die Litauer sich mit großer 
Mehrheit für einen Abzug der ehemaligen sowjeti- 
schen Streitkräfte aus ihrem Staatsgebiet ausgespro- 
chen haben; 
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3 . in Anbetracht dessen, daß noch rund 130 000 
ehemalige sowjetische Soldaten auf dem Staatsgebiet 
der Republik Litauen sowie Estlands und Lettlands 
stationiert sind; 

4 . in der Befürchtung, daß diese Situation im Laufe 
der Zeit Spannungen zwischen Staaten hervorrufen 
könnte, die Frieden und Sicherheit in diesem Teil 
Europas gefährden; 

5 . nach Kenntnisnahme der Zusicherung Präsident 
Jelzins, die Verhandlungen über den Zeitpunkt des 
Abzugs zu beschleunigen; 

6. im Bewußtsein der inneren wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme, die eine Rückkehr der ehemaligen 
sowjetischen Streitkräfte in die Heimat für die 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten mit sich bringt, 
vor allem bezüglich der Wohnraumbeschaffung; 

7 . unterstützt die Idee einer europäischen politi- 
schen Ordnung, in der alle Menschenrechte und die 
nationaler Minderheiten in diesen Staaten in vollem 
Umfang geachtet werden, in Übereinstimmung mit 
der UN-Menschenrechtscharta und allen diesbezügli- 
chen KSZE -Dokumenten, 

ersucht 

die russische Regierung, den Abzug aller auf dem 
Staatsgebiet der Baltischen Staaten anwesenden ehe- 
maligen sowjetischen Streitkräfte so rasch wie mög- 
lich abzuschließen; 

die Regierungen der Mitgliedstaaten der Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, alle 
notwendigen Maßnahmen einzuleiten mit dem Ziel, 
die Rückkehr dieser Streitkräfte finanziell zu unter- 
stützen und die Bedingungen mit allen betroffenen 
Parteien zu erörtern. 


Neue Mechanismen zur Friedenssicherung 
der KSZE 

Die Parlamentarische Versammlung der KSZE 

1 . beklagt die anhaltende Gewalt und die Konflikte, 
die bedauerlicherweise zwischen Mitgliedern der 
KSZE auftreten; 

2 . in der Auffassung, daß die KSZE der Entwicklung 
effektiver Mechanismen zur Einleitung friedenssi- 
chemder Operationen, die zur Konfliktverhütung 
geeignet sind, Priorität einräumen muß; 

3 . in Anerkennung dessen, daß die KSZE selbst 
derzeit nicht über die Mittel zur Durchfühnmg derar- 
tiger friedenssichemder Missionen verfügt; 

4 . fordert den Ministerrat nachdrücklich auf, sich 
dringend um Vereinbarungen über eine Zusammen- 
arbeit mit anderen multilateralen Organisationen und 
einzelnen Mitgliedstaaten zu bemühen, die über die 
Mittel zur Durchführung friedenssichemder Missio- 
nen verfügen und Aufrufen der KSZE Folge leisten 
und den Mechanismus schaffen könnten, um mit der 


Planung und Koordinierung der friedenssichemden 
Bemühungen zu beginnen. 


KSZE und Umweltkooperation 

Die Parlamentarische Versammlung der KSZE 

1 . in der Erwägung, daß Sicherheit mehr bedeutet 
als militärische Sicherheit, und daß Sicherheit einen 
Umweltaspekt aufweist; 

2 . in Kenntnis der Interdependenz zwischen dem 
Militär- und Umweltsektor und in Kenntnis dessen, 
daß militärische Ressourcen im Kampf für eine bessere 
Umwelt eingesetzt werden könnten; 

3 . bezugnehmend auf den Bericht des UN-General- 
sekretärs an die UNCED, 

ersucht die Mitgliedstaaten und Verteidigungsorgani- 
sationen, die Möglichkeiten zu prüfen, inwieweit 
Mittel, die für militärische Zwecke vorgesehen sind, 
im Rahmen der KSZE im Umweltbereich genutzt 
werden können, und ob diese Mittel verstärkt zur 
raschen Reaktion auf Umweltkatastrophen und zur 
Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen 
eingesetzt werden können. 


Kapitel II — Wirtschaftliche Fragen 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1 . Wir, die versammelten Abgeordneten der Teil- 
nehmerstaaten der KSZE, die wir unsere Bürger, 
sowohl Märmer als auch Frauen, vertreten und uns 
unserer vielen politischen, nationalen und wirtschaft- 
lichen UnterscMede bewußt sind, bekennen uns zur 
Förderung der Interessen unserer Völker durch 
Demokratie und internationale Zusammenarbeit. Als 
gewählte Parlamentarier erkennen wir die grundle- 
gende Bedeutung von Wirtschaftsordnungen mit soli- 
der Grundlage, die dem Einzelnen ermöglichen, ohne 
Einschränkungen seinen eigenen Interessen nachzu- 
gehen. 

2 . Wir sind der Überzeugung, daß Marktwirtschaft, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zusammengehö- 
ren und untrennbar sind. Wir sind uns bewußt, daß die 
wesentlichen Bestandteile einer freien Marktwirt- 
schaft Privateigentum, Vertragsfreiheit, freier Wett- 
bewerb, freie Gewerkschaften und freie Preisgestal- 
tung sind. Eine solche freie und soziale Marktwiit- 
schaft impliziert eine angemessene Mischung staatli- 
cher und privater Instrumente und sollte ferner die 
soziale Gerechtigkeit wahren sowie die Bedürfnisse 
der Menschen auf ökologischem und sozialem Gebiet 
sowie das angestrebte Ziel nach Vollbeschäftigung 
berücksichtigen. 

3 . Wir erkennen insbesondere, daß das Europa der 
KSZE unverzüglich die Errichtung eines wirtschaftli- 
chen Rahmens fordern muß, der rasch die wesentli- 
chen Voraussetzungen für eine demokratische Wirt- 
schaftsentwicklung bietet. 
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4 . Bedingt durch die wachsende gegenseitige 
Abhängigkeit der einzelstaatlichen Wirtschaften ist es 
von immer größerer Wichtigkeit, durch das Streben 
nach nicht-inflationärem und umweltfreimdlichem 
Wirtschaftswachstum, Vollbeschäftigung imd den 
Abbau der protektionistischen Hindernisse für den 
freien Verkehr von Kapital, Gütern, Menschen imd 
Ideen unter den KSZE-Teilnehmerstaaten die Grund- 
bedingungen für die Stärkung der europäischen 
Sicherheit zu schaffen. In diesem Zusammenhang ist 
es von größter Bedeutung, daß die GATT- Verhand- 
lungen rasch mit richtungsweisenden und positiven 
Ergebnissen abgeschlossen werden. 

5 . Die jüngsten Bemühungen der Europäischen 
Gemeinschaft und der EFTA-Mitgliedsländer zur 
Schaffimg eines Europäischen Wirtschaftsraumes 
stellen einen bedeutsamen Schritt zur künftigen Inte- 
gration der neuen mittel- und osteuropäischen Demo- 
kratien dar. Es ist ebenfalls wesentlich, daß die 
Teilnehmerstaaten der KSZE einander ihre Märkte 
öffnen. 

6 . Es liegt auf der Hand, daß der Übergang von einer 
Planwirtschaft zu einer freien und sozialen Marktwirt- 
schaft ein komplexer Vorgang ist, der mit erheblichen 
Risiken und Gefahren verbunden ist. Ein verantwor- 
tungsbewußtes und ausgewogenes Vorgehen ist 
daher imerläßlich, wenn irreparable wirtschaftiLche, 
soziale und ökologische Schäden vermieden werden 
sollen. 

7 . Wir räumen zwar ein, daß die wirtschaftliche Kluft 
zwischen den EG-Ländern imd den im Übergang 
befindlichen Wirtschaftsordnungen in Mittel- und 
Osteuropa und den Ländern der GUS sehr groß ist 
— was ihren kurzfristigen Beitritt zur EG sehr 
erschwert — , betrachten es aber als unerläßlich, daß 
neue Assoziationsabkommen mit der Gemeinschaft 
abgeschlossen und die bestehenden Abkommen ver- 
bessert werden, um so die intensivere wirtschaftliche 
Zusammenarbeit in Europa zu institutionalisieren. Die 
großen wirtschaftlichen Unterschiede zwischen Na- 
tionen auf den beiden Seiten Europas, die zwar den 
größten Teil dieses Jahrhunderts aus ideologischen 
Gründen getrennt waren, aber immer starke histori- 
sche Bande hatten, müssen schnellstmöglich über- 
wunden werden. 

8. Andererseits sollte die KSZE zur Einführung oder 
Stärkung von marktwirtschaftlichen Ordnimgen in 
Mittel- und Osteuropa und den Ländern der GUS imd 
zur Schaffung der Instrumente für Zusammenarbeit 
und Entwicklung die Erfahrung und Kompetenz von 
Institutionen wie des Europarates, der Nordatlanti- 
schen Versammlung, der Organisation für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung, der Wirt- 
schaftskommission der Vereinten Nationen für Eu- 
ropa und der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaft voll und ganz nutzen. 

9 - Um die Beziehungen zwischen allen Teilnehmer- 
staaten an der KSZE effektiver und transparenter zu 
machen, fordern wir die Europäische Bank für Wie- 
deraufbau und Entwicklung (EBRD), die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften und andere betrof- 
fene internationale und nationale Institutionen (z. B. 


ECE-UN [Wirtschaftskommission der Vereinten Na- 
tionen für Europa], OECD, IWF, Weltbank, Handels- 
kammern) auf, regelmäßig Berichte über Pläne und 
Projekte bezüglich der Zusammenarbeit mit den im 
Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen von 
KSZE-Teilnehmerstaaten zu erstellen, die eine freie 
Marktwirtschaft entwickeln wollen, ohne dadurch das 
Wohlbefinden der Bevölkerung ihres Landes allzu- 
lange zu gefährden. Um die Effektivität der interna- 
tionalen Hilfe und Zusammenarbeit zu erhöhen, soll- 
ten die betroffenen Länder und Organisationen ihre 
verschiedenen Hilfsprogramme besser koordinieren. 

10 . Wenn auch die Konjunkturlage nicht sehr ermu- 
tigend ist, da es bisher noch keine sicheren Anzeichen 
für einen wirtschaftlichen Aufschwung in den Indu- 
strieländern gibt, sind wir der Überzeugung, daß beim 
nächsten G7 -Gipfeltreffen in München im Juli 1992 
eine Entscheidung getroffen werden sollte, wie Mit- 
tel- und Osteuropa und den Ländern der GUS gehol- 
fen werden kann, vor allem hinsichtlich praktischer 
Maßnahmen (z. B. Business- und Management-Kurse, 
Zusammenarbeit im Rechtsbereich, Privatisierung, 
Aktienmärkte, Risikokapital, Investitionsgarantien, 
dreiseitige Formen der Zusammenarbeit). 

11. Um eine ausgewogene Entwicklung in den im 
Übergang befindlichen KSZE-Ländem zu fördern, 
sollte der Schaffung neuer Formen der Zusammenar- 
beit zur Verbesserung der Infrastruktur — vor allem 
auf dem Gebiet der Kommunikation — und zur 
Stärkung der Fähigkeiten dieser Länder im Bereich 
staatlicher und privater Forschung mehr Aufmerk- 
samkeit gewidmet werden. Hierfür sollten die Regie- 
rungen der KSZE-Mitglieder den Abschluß von 
Kooperationsabkommen in Erwägung ziehen, 

12 . Weiterhin glauben wir, daß die Universitäten 
und technologischen Institute der EG- und EFTA- 
Länder sowie der USA und Kanadas Kooperationspro- 
gramme mit ähnlichen Institutionen in den Ländern 
Mittel- und Osteuropas und der GUS vereinbaren 
sollten. 

13 . Wir beglückwünschen den Rat der KSZE zur 
Gründung eines Wirtschaftsforums im Rahmen des 
Ausschusses Hoher Beamter und bitten darum, als 
Vertreter der Parlamente der KSZE-Staaten an dessen 
Arbeit beteiligt zu werden. 

14 . Wir sind der Überzeugung, daß die politische 
und wirtschaftliche Liberalisierung in den im Über- 
gang befindlichen KSZE-Ländem durch Sonderpro- 
gramme unterstützt werden sollte, um so die großen 
Umweltprobleme, denen diese sich aufgrund einer 
schlechten Infrastmktur und einer unzureichenden 
Energie- und Industriepolitik gegenübersehen, zu 
reduzieren, 

15 . Abschließend fordern wir alle nationalen Parla- 
mente auf, jedes Jahr eine Sitzung oder Debatte den 
Fortschritten bei der Zusammenarbeit zwischen den 
KSZE-Ländem zu widmen. 
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Kapitel IM — Fragen der menschlichen 
Dimension 

Die menschliche Dimension 

A. 

Die Parlamentarische Versammlung der KSZE 

1 . betont die Bedeutimg der parlamentarischen 
Dimension der KSZE imd die Notwendigkeit, die 
Arbeit der KSZE durch die Parlamente eingehender 
zu begleiten; 

2 . verleiht ihrer Besorgnis darüber Ausdruck, daß 
die bestehenden KSZE- Mechanismen, wie der ver- 
besserte Moskauer Mechanismus der Menschlichen 
Dimension, nicht ausreichend genutzt werden; 

3 . betont die Notwendigkeit, unnötige Doppelarbeit 
zu vermeiden und die Erfahrungen bestehender 
Organisationen, insbesondere des Europarates, zu 
nutzen; 

4 . anerkennt den wertvollen Beitrag des vom 4. bis 

5. Juni 1992 veranstalteten KSZE -Frauenseminars in 
Helsinki, und betont die Bedeutimg der aktiven Betei- 
ligung von Frauen an der Arbeit der KSZE und ihren 
Institutionen; 

5 - erkennt den wichtigen Beitrag an, der von den 
NGOs zu der Menschlichen Dimension geleistet 
wird; 

6. ist der Ansicht, daß die derzeitige Lage in Europa 
die unverzügliche Stärkung des KSZE -Konfliktverhü- 
tungsmechanismus erfordert; 

7 . ersucht den Ministerrat dringend, das Schwerge- 
wicht auf konkrete Maßnahmen und Ergebnisse zu 
legen, indem er die bestehenden Bestimmungen 
anwendet und vorhandene Mechanismen umfassend 
nutzt, statt neue zu schaffen; 

8. fordert den Ministerrat auf, das Büro der KSZE für 
Demokratische Institutionen und Menschenrechte zu 
beauftragen, Seminare über die Entwicklung von 
demokratischen Institutionen, Wanderbewegungen 
und die Rolle der Frau im politischen Prozeß zu 
veranstalten. 


B. 

Die Parlamentarische Versammlung der KSZE 

1 . ist der Ansicht, daß Minderheitenprobleme ein 
Kernpunkt der alle Staaten betreffenden Menschen- 
rechtsfragen sind, und daß in vielen Regionen Euro- 
pas Minderheitenkonflikte schwelen, deren Ausbruch 
den Frieden in Europa ernsthaft gefährden könnte; 

2 . erkennt an, daß seit dem Expertentreffen über 
nationale Minderheiten in Genf (1991) ein Eingreifen 
mit dem Ziel, nationalen Minderheiten zu helfen, 
nicht länger als eine Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten des betroffenen Staates betrachtet 
wird; 


3 . begrüßt die vorliegenden Vorschläge im Hinblick 
auf die Schaffung des Amtes eines Hohen Kommissars 
für Nationale Minderheiten; 

4 . ist der Ansicht, daß KSZE -Beobachtermissionen 
ein wirksames imd geeignetes Mittel sein könnten, 
um Minderheiten ein Gefühl des Schutzes zu geben 
und die Behörden der betroffenen Staaten zur Wach- 
samkeit anzuhalten in bezug auf ihre Verpflichtungen 
gegenüber Minderheiten; 

5 . empfiehlt der KSZE die Entsendimg von Beobach- 
tern, einschheßlich Parlamentariern, die sich aktiv mit 
KSZE-Fragen befassen, in die Regionen Kosovo imd 
Wojwodina sowie in andere bedrohte Regionen zur 
Überwachung des Schutzes von Minderheiten. Die 
KSZE sollte ihre Beobachter entsenden, bevor ein 
Konflikt ausbricht. 


Kapitel IV — Erklärung zu Jugoslawien 

Jugoslawien 

Die Parlamentarische Versammlung der KSZE 


A. 

1 . verurteilt nachdrücklich die anhaltende Anwen- 
dung von Gewalt im Gebiet des ehemaligen Jugosla- 
wien, insbesondere in Bosnien-Herzegowina. Obwohl 
alle Parteien Schuld trifft, tragen die Führungen 
Serbiens und die bosnischen Serben die Hauptverant- 
wortung; 

2 . verurteilt die andauernde Verletzung der KSZE- 
Verpflichtungen durch die Behörden Serbiens imd die 
Mißachtung der Grundrechte und Freiheiten der in 
Kosovo lebenden albanischen Minderheit sowie der 
ungarischen, moslemischen und anderen Minderhei- 
ten auf dem Staatsgebiet Serbiens, besonders in 
Wojwodina, und Montenegros; 

3 . verurteüt darüber hinaus die Angriffe auf Hilfs- 
konvois und auf die mit den Hilfsoperationen befaßten 
Personen der internationalen humanitären Organisa- 
tionen, die versuchen, das Leid der betroffenen Bevöl- 
kerung in Sarajewo und an anderen Orten in Bosnien- 
Herzegowina zu lindem, und fordert, daß diejenigen, 
die das humanitäre Kriegsvölkerrecht verletzen, per- 
sönlich hierfür zur Rechenschaft gezogen werden; 

4 . bekräftigt die vom Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen am 30. Mai 1992 verabschiedete Resolu- 
tion 757, durch die Sanktionen gegen die Föderative 
Republik Jugoslawien (Serbien und Montenegro) ver- 
hängt werden; 

5 . geht davon aus, daß die Mitglieder der KSZE alles 
in ihren Kräften Stehende unternehmen müssen, um 
zu gewährleisten, daß das über Serbien und Monte- 
negro verhängte Embargo der Vereinten Nationen 
eingehalten wird, und um ihre Unterstützung den 
demokratischen Kräften in Serbien, die sich der Politik 
der Regierung widersetzen, zukommen zu lassen; 
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6 . geht davon aus, daß für den Fall, daß diese 
Maßnahmen nicht ausreichen, um einen Waffenstill- 
stand herbeizuführen, weitere Maßnahmen in Be- 
tracht gezogen und durchgeführt werden müssen, um 
die Beachtung des Völkerrechts, der Menschenrechte 
und der Minderheitenrechte zu gewährleisten, und 
das kulturelle Erbe der Menschheit zu schützen,- 

7 . unterstützt die Bemühungen der Konferenz unter 
dem Vorsitz von Lord Carrington und bringt den 
Wunsch zum Ausdruck, daß die politischen Verhand- 
lungen beschleunigt werden, damit die ausstehenden 
Rechtsfragen geklärt werden können; 

8. unterstützt alle Maßnahmen des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen, einschließlich der Dislozie- 
rung von Friedenstruppen, deren Ziel eine effiziente 
Verteilung der humanitären Hilfsgüter ist, und ist 
betroffen über die anhaltende Behinderung der 
humanitären Hilfe für Bosnien-Herzegowina; 

9 . unterstützt die Aufrufe an Kroatien und Serbien 
sowie an die kroatischen und serbischen Milizen, ihre 
Streitkräfte auf die Stellungen zurückzuziehen, in 
denen sie sich vor Ausbruch der Feindseligkeiten im 
Jahre 1991 befanden, und sämtliche Feindseligkeiten 
innerhalb der Schutzzonen der Vereinten Nationen 
oder in den angrenzenden Gebieten einzustellen; 

1 0. fordert den gleichzeitigen Rückzug aller militäri- 
schen Einheiten und irregulären Truppen aus allen 
nicht unter dem Schutz der Vereinten Nationen ste- 
henden Gebieten (sogenannte „pink areas"), die von 
serbischen Streitkräften besetzt sind; 

11 . fordert den Rückzug aller Besatzungstruppen 
aus der Region Dubrovnik; 

12. fordert die Schutztruppen der Vereinten Natio- 
nen (UNPROFOR) auf, unverzüglich die Kontrolle in 
den Schutzzonen der Vereinten Nationen (UNPA) zu 
übernehmen, um die Rückkehr der Flüchtlinge in ihre 
Heimat zu ermöglichen; 

1 3. ersucht alle betroffenen Parteien dringend, ihren 
Verpflichtungen in bezug auf die Herbeiführung einer 
völligen Einstellung der Feindseligkeiten nachzu- 
kommen und den Friedensplan der Vereinten Natio- 
nen durchzuführen; 

1 4. verleiht ihrer Besorgnis Ausdruck über die uner- 
trägliche Lage der großen Zahl von Vertriebenen in 
der Region; 

15. stellt fest, daß der Anspruch Serbiens und Mon- 
tenegros, der alleinige Nachfolgestaat des ehemali- 
gen Jugoslawiens zu sein, nicht akzeptiert wurde und 
daß eine Lösung entsprechend den völkerrechtlichen 
Bestimmungen, insbesondere des Wiener Überein- 
kommens über die Staatennachfolge, gefunden wer- 
den sollte; 

16 . fordert die rasche Anerkennung aller Republi- 
ken des früheren Jugoslawiens, die die einschlägigen 
völkerrechtlichen Kriterien erfüllen; 


17 . ersucht alle Staaten dringend. Hilf s Operationen 
zu unterstützen und großzügig zur Planung und zum 
Wiederaufbau der während der Feindseligkeiten zer- 
störten Industrie, Landwirtschaft und Städte beizutra- 
gen; 

18. fordert die KSZE-Minister auf, alle notwendigen 
Maßnahmen in Betracht zu ziehen, um den eindeuti- 
gen Verletzungen der Charta von Paris ein Ende zu 
setzen. 


B. 


1 . bringt ihre Bestürzung und ihre ernsthafte Besorg- 
nis zum Ausdruck über die gewaltsame Vertreibung 
der Bevölkerung nichtserbischer Herkunft aus Bos- 
nien-Herzegowina, durch welche diese Menschen 
gezwungen wurden, in die benachbarten Staaten 
auszuwandem; 

2 . empfiehlt, eine unabhängige Beobachter gruppe 
in die von bewaffneten Konflikten heimgesuchten 
Regionen zu entsenden, um die Lage im Hinblick auf 
Flüchtlingsprobleme und insbesondere in bezug auf 
die erhaltenen Informationen über die gewaltsame 
Vertreibung von nicht-serbischen Minderheiten zu 
überwachen; 

3 . fordert das Büro für Demokratische Institutionen 
und Menschenrechte (ODIHR) auf, die Beachtung der 
Rechte der Menschen in Kroatien, die nationalen 
Minderheiten angehören, zu überwachen; 

4 . lädt alle betroffenen Staaten und internationalen 
Organisationen ein, ihre humanitäre Unterstützung 
für die benachbarten Staaten des ehemaligen Jugo- 
slawien, welche die Aufnahme einer wachsenden 
Zahl von Flüchtlingen zu bewältigen haben, zu ver- 
stärken; 

5 . drängt auf die Ergreifung konkreter Maßnah- 
men, welche die Wiederansiedlung von bosnischen 
Flüchtlingen ermöglichen, wie zum Beispiel die 
Schaffung von Sicherheitszonen in Bosnien-Herzego- 
wina. 

4c 4c 4c 

Die Parlamentarische Versammlung der KSZE spricht 
den Parlamenten Ungarns und Spaniens sowie der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
und der Nordatlantischen Versammlung Dank und 
Anerkennung aus für ihre wertvolle Unterstützung bei 
der Vorbereitung und der Durchführung ihrer Eröff- 
nungssitzung in Budapest. 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Anlage 4 


Entschließung zur Situation in der Republik Moldau 


Im Hinblick auf die Beendigung des Blutvergießens 
an den Ufern des Flusses Dnj estr fordert die Parlamen- 
tarische Versammlung der KSZE 

1. den unverzüglichen Waffenstillstand zwischen 
den Konfliktparteien im östlichen Teil der Republik 
Moldau; 

2. die Ergreifung unverzüglicher Maßnahmen zur 
Herbeiführung der Neutralität der 14. russischen 


Anlage 5 


Entschließung zur menschlichen Dimension 


Die Parlamentarische Versammlung der KSZE fordert 
die zuständigen Institutionen und insbesondere den 
Ausschuß für die menschliche Dimension auf, kon- 
krete Maßnahmen vorzuschlagen, welche die Ent- 
wicklimg einer neuen demokratischen, dem Men- 
schen xmd seiner Würde entsprechenden Kultur för- 
dern, die den Herausforderungen der heutigen Zeit 
begegnet. 


Armee, die sich völkerrechtswidrig auf dem Staatsge- 
biet der Republik Moldau, einem unabhängigen und 
souveränen Mitgliedstaat der Vereinten Nationen, 
aufhält mit dem Ziel, schnellstmöglich den vollständi- 
gen Abzug dieser Truppen zu erreichen. 

3. den Ministerrat der KSZE auf, angemessene Maß- 
nahmen zxir Erfüllung der zuvor genannten Forderun- 
gen zu verabschieden. 


Ihre Kemelemente müssen die Entwicklung eines 
Demokratieverständnisses unter den Völkern und 
insbesondere unter der neuen Generation sein, das 
frei von Rassismus, Nationalismus und Gewalt ist und 
danach strebt, Humanität, pluralistische Demokratie, 
Toleranz gegenüber Andersdenkenden, Verständi- 
gung zwischen den Menschen und Solidarität sowie 
den kulturellen Beitrag aller Nationen in dieser Hin- 
sicht zu fördern. 


Anlage 6 


Empfehlung zu den Geschäftsordnungsänderungsvorschlägen der deutschen Delegation 


Die Parlamentarische Versammlung der KSZE emp- 
fiehlt dem Delegationsleiterausschuß, sich unverzüg- 
lich damit zu befassen, die Geschäftsordnung der 
Versammlung in Übereinstimmung mit den folgenden 
von der deutschen Delegation vorgelegten Vorschlä- 
gen zu ändern: 

1 , Artikel 10 Abs. 1 sollte wie folgt lauten: 

„Die Versammlung tritt grundsätzlich einmal jähr- 
hch zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. Sie 
tritt zu einer weiteren Sitzung zusammen, wenn 


dies von mindestens 25 Mitgliedern beantragt 
wird." 

2. Artikel 31 Abs. 2 Satz 2 sollte wie folgt lauten: 
„Die Ausschüsse treten während der Plenartagungen 
zusammen. Darüber hinaus können sie bei Bedarf von 
den Vorsitzenden zu weiteren Sitzxmgen einberufen 
werden. " 

3. Artikel 30 Abs. 5 sollte wie folgt lauten: 

„Für die Entscheidungen im Ständigen Ausschuß gilt 
das Mehrheitsprinzip." 
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